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Öffentliche mündliche Anhörung 

1. Gesetzentwurf 
Landesregierung 
Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsverwaltung 
– Drucks. 20/9131 – 
 
 
hierzu: 
 
Stellungnahmen der Anzuhörenden 
– Ausschussvorlage SIA 20/77 – 
 
(Teil 1 verteilt am 25.10.2022, Teil 2 verteilt am 4.11.2022) 
 
 

 

 

Vorsitzender: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
heiße Sie herzlich zur 83. Sitzung des Sozial- und Integrationspolitischen Ausschusses willkom-
men. Wir haben eine öffentliche mündliche Anhörung. Ich darf an dieser Stelle Herrn Staatsmi-
nister Klose ganz herzlich in unserer Runde willkommen heißen.  

Zum Ablauf der Anhörung: Jedem Anzuhörenden stehen zunächst fünf Minuten Redezeit zur 
Verfügung, um in einem kurzen Eingangsstatement die wichtigsten Punkte der eingereichten 
schriftlichen Stellungnahme vorzustellen. Anschließend werden Sie dann Gelegenheit haben, auf 
die Fragen der Abgeordneten zu antworten.  

Der Verzehr von Speisen und Getränken ist im Plenarsaal nicht gestattet. Im Vorraum zum Ple-
narsaal stehen für die Anzuhörenden kostenlose Getränke zur Verfügung. 

Wir kommen damit zu der öffentlichen mündlichen Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Landes-
regierung – Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsverwaltung – in der Drucks. 20/9131. Hierzu 
liegen Stellungnahmen der Anzuhörenden in der Ausschussvorlage SIA 20/77, verteilt am 25. Ok-
tober 2022, vor. 

Ich rufe jetzt die Anzuhörenden nach Institutionen auf.  

 

Sascha Sauder: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeord-
nete! Sehr geehrter Herr Staatsminister Klose! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich freue mich, heute erstmals für den Hessischen Städtetag vor dem Sozial- und Integrations-
politischen Ausschuss im Hessischen Landtag sprechen zu dürfen. Nach der Lektüre der vorlie-
genden Stellungnahmen der anderen Anzuhörenden zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Stär-

http://starweb.hessen.de/cache/DRS/20/1/09131.pdf
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kung der Gesundheitsverwaltung möchte ich einen wichtigen Punkt herausgreifen, der bekann-
termaßen auf fachlicher Ebene auf keine Gegenliebe stößt. Der Hessische Städtetag befürwortet 
es, dass die Initiative aufgegriffen wurde und § 3 Abs. 2 HGöGD dahingehend geändert werden 
soll, dass für die stellvertretende Leitung der Gesundheitsämter keine Qualifikation als Facharzt 
für öffentliches Gesundheitswesen mehr erforderlich sein soll. 

Der Hessische Städtetag stellt mitnichten die Qualifikation der Fachärzte für öffentliches Gesund-
heitswesen infrage. In der Praxis ist es aber schlicht äußerst schwierig, diese Stellen zeitnah 
gesetzeskonform zu besetzen. Der zentrale Punkt ist damit für uns die Personalfindungsverant-
wortung. Der Gesetzgeber muss diese nicht tragen. Auch müssen die Fachärzte diese nicht tra-
gen, sondern der Magistrat bzw. der zuständige Dezernent hat die Personalfindungsverantwor-
tung zu tragen. 

Für die Personalfindung ist es wichtig, den größtmöglichen Entscheidungsspielraum zu haben, 
und dies ist Ausfluss der kommunalen Selbstverwaltung. Die Folge, die sich daraus für die Zu-
kunft ergibt, ist gerade nicht, dass auf die fachärztliche Qualifikation verzichtet werden muss. Die 
Folge ist vielmehr lediglich, dass diese Entscheidung nicht mehr vom Gesetzgeber, sondern im 
Einzelfall vom Magistrat bzw. von dem zuständigen Dezernenten, also auf anderer Ebene und 
somit auch flexibler, getroffen werden kann. Diese zusätzliche Handlungsmöglichkeit ist im Sinne 
der Kommunen. Die anfallenden Aufgaben sind neben dem medizinischen auch im administrati-
ven und im epidemiologischen Bereich angesiedelt. 

Aus den gleichen Gründen stellt der Hessische Städtetag auch die weitergehende Forderung, 
dass der angesprochene Entscheidungsspielraum des Magistrats bzw. des zuständigen Dezer-
nenten auch auf die Leitung der Gesundheitsämter ausgedehnt werden soll. Im Einzelfall soll 
diese Position nach Herstellung des Einvernehmens mit der oberen Landesgesundheitsbehörde 
auch von Ärztinnen und Ärzten ohne die genannte fachärztliche Qualifikation übernommen wer-
den können, wenn sie sich durch besondere Expertise auszeichnen oder sich in langjähriger ein-
schlägiger Verwendung bewährt haben. Auch dies ist Ausfluss nicht nur kommunaler Selbstver-
waltung, sondern auch kommunaler Selbstverantwortung. Wer für die Personalfindung verant-
wortlich ist und verantwortlich gemacht wird, soll auch für die Voraussetzungen hierfür verant-
wortlich sein und dabei den größtmöglichen Entscheidungsspielraum haben. 

Bezüglich der übrigen Punkte des Entwurfs verweise ich auf die Ihnen vorliegende Stellung-
nahme. 

 

Dr. Oliver Franz: Zunächst einmal folgender Hinweis. Wir hatten im Kreis der Gesundheitsde-
zernenten besprochen, dass Herr Sauder heute hier allein die Position des Hessischen Städteta-
ges vertritt. Ich bin keineswegs hier, um sozusagen bei seiner ersten Abgabe einer Stellung-
nahme – das war jetzt eine Premiere, die Sie gut bewältigt haben, Herr Sauder – das zu visitieren, 
sondern ich bin hier, weil ich mir die Stellungnahmen der anderen Anzuhörenden durchgelesen 
habe. Ich dachte mir, dann soll jedenfalls ein Mitglied des Präsidiums des Städtetages und des 
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Gesundheitsausschusses anwesend sein und die Kritik, die es von anderen Anzuhörenden gibt, 
dort abgeladen werden, wo sie hingehört. 

Ich möchte mit wenigen Federstrichen unterstreichen, worum es uns geht. 

Erstens. Wir begrüßen den Gesetzentwurf auch hinsichtlich der Gründung eines Landesgesund-
heitsamtes. Hessen hat zumindest zuletzt kein Landesgesundheitsamt mehr gehabt. Wir sehen 
im Zusammenhang mit der Gründung eines Landesgesundheitsamtes Möglichkeiten, die Kom-
munen zu entlasten. Die Beurteilung in dieser Frage wird im Wesentlichen von der Ausgestaltung 
und fachlichen Aufstellung des Landesgesundheitsamtes abhängen. Auf diesen Prozess lassen 
wir uns ein. 

Zweitens. Ein aus unserer Sicht wichtiger Punkt ist bereits angesprochen worden. Der Gesetz-
entwurf stellt einen Kompromiss dar. Ich möchte mich bei Herrn Minister Klose für das Entgegen-
kommen bedanken. Die Kommunen hätten sich sehr viel mehr vorstellen können. Hier geht es 
im Übrigen nicht ausschließlich um die Position des Hessischen Städtetages. Der Landkreistag 
trägt nach meiner Wahrnehmung das in gleichem Umfang mit. Es geht nicht um die Frage, welche 
Qualifikation ein Leiter bzw. ein stellvertretender Leiter konkret haben soll, sondern es geht um 
die Frage, ob es Aufgabe des Gesetzgebers ist, dies vorzuschreiben. Wenn die Damen und Her-
ren Abgeordneten danach fragen, wo derartiges sonst noch vorgeschrieben ist, werden sie sich 
bewusst werden, dass das höchst selten der Fall ist. Nirgendwo ist gesetzlich geregelt, dass es 
sich bei den Leitern der Rechtsämter der Kommunen um Juristen handeln muss. Klugerweise 
praktizieren das zumindest alle Kommunen, die ich kenne, alle Gebietskörperschaften und kreis-
freien Städte, so. Aber vorgeschrieben ist das nirgendwo. Das können Sie durch alle kommunalen 
Fachbereiche durchdeklinieren. In der Regel ist für die Leitungsorganisation der Magistrat, der 
Oberbürgermeister oder der Landrat oder der Kreisausschuss verantwortlich. Das ist auch gut 
so. 

Das ist unsere Generalkritik. Wir sagen: Die bisherige gesetzliche Regelung bedeutet eine unnö-
tige Regulierung und auch einen Eingriff in die kommunale Selbstverwaltungsautonomie und in 
unsere Organisationskompetenz. Um es mal flapsig zu sagen: Wir sind der Meinung, wenn das 
Land am besten weiß, wer es macht, dann ist das am besten umzusetzen, wenn das Land das 
in landeseigener Verwaltung tut. Tut das Land dies nicht mit landeseigener Verwaltung, sondern 
mit der Kommunalverwaltung, dann ist es richtig, den Kommunen die Verantwortung zu überlas-
sen, zu entscheiden; ebenso wie die Kommunen selbst entscheiden, wie viel Personal sie zur 
Verfügung stellen, wie viel Budget sie zur Verfügung stellen und wie die Organisation im Übrigen 
aufgebaut wird. Alles das entscheiden die Kommunen logischerweise eigenverantwortlich. Ange-
sichts der problematischen Personalsituation ist es gut, wenn wir über die Leitungen entscheiden 
dürfen. 

Ein letztes Argument in diesem Zusammenhang. Wir haben während der Corona-Pandemie fest-
gestellt, dass wir insbesondere interdisziplinäre Teams brauchen und dass es andere Fachlich-
keiten gibt, die wir in den Gesundheitsämtern sehr gut gebrauchen können; von Managern für 
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Public Health – wir haben zwei Manager eingestellt, die dazu ein Studium in Großbritannien ab-
solviert haben – über Juristen bis hin zu Organisationsfachleuten. Die braucht man, weil es etwa 
bei dem Betrieb eines Impfzentrums nicht nur um medizinische Fragen im engeren Sinne geht. 

Keineswegs ist damit in irgendeiner Weise eine Diskreditierung der Berufsgruppe des Facharztes 
für den öffentlichen Gesundheitsdienst oder des Fachzahnarztes für den öffentlichen Gesund-
heitsdienst beabsichtigt. Im Gegenteil. Diese Berufsgruppe wird es bei uns weiterhin geben. 

Wir wehren uns lediglich dagegen, dass uns dies vom Gesetz vorgeschrieben wird. In dieser 
Hinsicht besteht ein ganz großer Konsens im Präsidium des Hessischen Städtetages. Nach mei-
nem Wissen teilt der Landkreistag diese Position. Aus unserer Sicht bedeutet der vorliegende 
Gesetzentwurf eine Verbesserung. 

Wir können natürlich in unserem Land nicht immer nur darüber diskutieren, warum etwas nicht 
so funktioniert, wie wir uns dies vorstellen, wenn wir im Nachhinein jede Veränderung der beste-
henden Lage ablehnen. Wir müssen auch bereit sein, einen solchen Weg zu gehen. Der Weg, 
der jetzt gegangen wird, ist aus unserer Sicht gut gangbar. Die Leitung des Gesundheitsamtes 
muss bis auf Weiteres nach dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf von einem Facharzt für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst wahrgenommen werden. Für die Stellvertretung hingegen soll es 
diese Einschränkung nicht mehr geben. Das heißt, es kann ein interdisziplinäres Team entstehen. 
Ich glaube, dass sich das bewähren wird. 

Eine Bemerkung zu der Sorge der anderen, die fragen: Wie will denn jemand, der nicht Arzt ist, 
einen Arzt in ärztlichen Fragen vertreten? - Hier liegt aus meiner Sicht ein organisatorisches Miss-
verständnis vor. Natürlich ist nicht beabsichtigt, dass derjenige, der stellvertretender Leiter und 
nicht Arzt oder nicht Facharzt für den öffentlichen Gesundheitsdienst ist, den Leiter in spezifi-
schen Fragen vertritt. Vielmehr kann eine fachliche Vertretung organisiert werden, wie dies im 
Wiesbadener Gesundheitsamt geschehen ist. Hier im Raum sitzt Frau Dr. Hirsekorn. Sie ist seit 
vielen Jahren die Leiterin der Gemeindepsychiatrie. Sie ist Fachärztin für Psychiatrie, Neurologie 
und Psychotherapie. Frau Dr. Hirsekorn ist zurzeit stellvertretende Leiterin des Gesundheitsam-
tes zusammen mit einem Verwaltungsmenschen. Die Leitungsstelle ist nicht besetzt. Vertreten 
wird sie nicht durch den Nicht-Arzt im Leitungsteam, sondern durch eine andere Ärztin. Das ver-
steht sich von selbst. Sie ist im Übrigen ein gutes Beispiel. Als langjährige Angehörige des Wies-
badener Gesundheitsamtes dürfte sie nach der geltenden Rechtslage weder die Leitungsfunktion 
noch die Funktion der stellvertretenden Leitung besetzen. Das erscheint mir auch rechtlich als 
fragwürdig. Ich sage das mal so deutlich. Im Übrigen stellt sich doch bei jeder Leitungsfunktion, 
unabhängig davon, um welche es geht, hauptsächlich die Frage, welche fachliche Qualifikation 
vorliegt. Eine fachliche Qualifikation kann auch bei jemandem gegeben sein, der nicht die spezi-
fische Qualifikation als Facharzt für den öffentlichen Gesundheitsdienst nachweisen kann.  

Damit will ich es bewenden lassen. Ich glaube, ich habe hinreichend deutlich gemacht, dass der 
Argwohn der anderen Anzuhörenden in dieser Frage bei mir abgeladen werden kann. Ich nehme 
das gerne mit zu den Kolleginnen und Kollegen im Präsidium. Wir sind der festen Überzeugung, 
dass der vorliegende Gesetzentwurf einen guten Kompromiss darstellt. Ich bedanke mich, wie 
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gesagt – ich wiederhole mich –, bei dem Minister und beim Sozialministerium, dass wir uns auf 
diesen Weg haben verständigen können. 

 

Dr. Jürgen Krahn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Minister! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Hauptberuflich leite ich das Gesundheitsamt der Stadt Darmstadt und des 
Landkreises Darmstadt-Dieburg. Ich bin hier in meiner Funktion als Landesvorsitzender des Be-
rufsverbandes der Ärztinnen und Ärzte sowie der Zahnärztinnen und Zahnärzte im öffentlichen 
Gesundheitsdienst. Das sind zu über 90 % Ärztinnen und Ärzte, die in einem Gesundheitsamt 
arbeiten, aber das können auch Ärztinnen und Ärzte in einem Ministerium oder in einem Regie-
rungspräsidium oder im hessischen Landesamt sein. 

Ich möchte meine Ausführungen zu der Stellungnahme, die Ihnen schriftlich vorliegt, in zwei Teile 
unterteilen. Der erste Teil geht ganz schnell. Ich bedanke mich ausdrücklich bei Herrn Minister 
Klose. Ich habe das seinerzeit relativ emotional getan, als ich erfahren habe, dass das Land das 
Geld aus dem Pakt für den ÖGD für ein zukünftiges hessisches Landesamt für Gesundheit ein-
setzen wird. Ich finde das eine hervorragende Idee – das ist eine Forderung, die wir schon seit 
Jahrzehnten erheben –, weil wir uns Unterstützung erhoffen. Wir sehen, dass das in anderen 
Bundesländern mit den dortigen Landesgesundheitsämtern gut läuft. Wir beteiligen uns, so gut 
es geht, konstruktiv an den Schritten, die in die Wege geleitet werden. Wir finden das positiv und 
unterstützen das und sind dafür zutiefst dankbar. 

Der zweite Punkt ist etwas anders gelagert. Ich schließe im Prinzip bei meinem Vorredner an. Wir 
befinden uns von unserer Seite in einer äußerst skurrilen Situation. So will ich das bezeichnen. 
Aktuell arbeiten wir mit dem Pakt für den ÖGD. Frau Merkel hat es als gut empfunden – wir 
begrüßen das –, uns – alle Gesundheitsämter in Deutschland – mit etwas mehr als 4 Milliarden € 
auszustatten, um uns zu stärken. Unlängst ist ein Gesetz verabschiedet worden, das jungen Men-
schen über die Landarztquote und die Quote „Öffentlicher Gesundheitsdienst“ das Medizinstu-
dium ermöglicht, um den öffentlichen Gesundheitsdienst zu stärken. 

Ich soll jetzt etwas zur Stärkung des Gesundheitswesens sagen. Der Punkt, den mein Vorredner 
angesprochen hat, die Änderung des § 3 Abs. 2 HGöGD, bedeutet genau das Gegenteil. Die 
vorgesehene Bestimmung schwächt die Gesundheitsämter. Nichts von den dort vorgesehenen 
Regelungen ist als Stärkung zu empfinden. 

Der einzige Punkt, den ich nachvollziehen kann: Ja, wir sind wenige. Ich bin mir sicher, dass die 
Landesärztekammer darauf noch eingehen wird. Die Ausbildung zum Facharzt für den öffentli-
chen Gesundheitsdienst ist schwierig. Die Ausbildung ist genauso lang und genauso intensiv und 
genauso zu erwerben wie die Anerkennung als Chirurg, als Internist usw. Ich habe in meiner 
schriftlichen Stellungnahme – ich möchte das auch mündlich noch einmal deutlich sagen – zum 
Ausdruck gebracht, dass sicherlich niemand von Ihnen zufrieden wäre, sich von dem zweiten 
Mann im Haus, der diese Qualifikation nicht hat, operieren lassen zu müssen.  
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Es hat sich noch nicht in allen Köpfen durchgesetzt, dass Gesundheitsämter medizinische Ein-
richtungen sind. Ja, wir sind in der Regel Teil der Stadt- oder Kreisverwaltung – mein Gesund-
heitsamt bildet wegen des Zweckverbandes eine Ausnahme –, aber gleichwohl sind die Gesund-
heitsämter medizinische Einrichtungen. Deshalb müssen aktuell Menschen, die uns besuchen, 
genau wie die Menschen, die in eine Arztpraxis gehen, eine FFP2-Maske tragen. In einer medi-
zinischen Einrichtung müssen besondere Regeln beachtet werden. Ich kann verstehen, dass es 
schwierig ist, Nachfolger zu finden. Wenn die Leute dann 63, 64, 65 oder 66 Jahre alt sind, ma-
chen sich die meisten Gesundheitsämter vier, fünf oder sechs Jahre vorher auf den Weg. Wie 
auch in anderen medizinischen Einrichtungen besteht die Verpflichtung zur Weiterbildung. Es ist 
nicht so, dass die anderen Gesundheitsämter darauf vertrauen können, dass unser großes 
Leuchtturm-Gesundheitsamt in Frankfurt die Fachärzte ausbildet, die dann hoffentlich mal in die 
Peripherie in den Südwesten oder Nordosten gehen. Nein, auch kleinere und mittlere Gesund-
heitsämter müssen Ärzte zu Fachärzten ausbilden, um dann nicht eines Tages feststellen zu 
müssen: Wir haben das jahrelang nicht gemacht und finden nun leider niemanden. 

Wenn wir die Analogie zu den Hausärzten anlegen würden, würde dies Folgendes bedeuten. 
Früher gab es den praktischen Arzt. Mittlerweile ist die Niederlassungsvoraussetzung der „Fach-
arzt für Allgemeinmedizin“. Wenn wir keinen Facharzt für Allgemeinmedizin finden, macht das 
dann die Gemeindeschwester, macht das irgendjemand anderes? Alle Menschen, die nach dem 
SGB V an der ambulanten Versorgung teilnehmen, haben das Recht, von einem Facharzt be-
handelt zu werden. Geben wir das in allen Regionen in Hessen auf, in denen es schwer ist, Nach-
folger zu finden? In meinem Landkreis befindet sich mit Darmstadt eine mittelgroße Stadt, in der 
Praxen nicht besetzt werden können – auch dort wird auf den Standards bestanden –, und es 
gibt Übergangsphasen, aber das ist kein Grund, an der Qualität zu rütteln. 

Unsere Forderung ist: Nicht weniger Qualität, sondern sogar mehr Qualität. – Mindestens der 
Amtsleiter und der Stellvertreter müssen Facharzt sein. Die jungen Leute, die Interesse an Be-
völkerungsmedizin haben, diese Studenten, die in vier oder fünf Jahren auf uns zukommen – wir 
haben uns an den Auswahlverfahren beteiligt und werden dies auch zukünftig tun –, kommen 
nicht zu uns, um nur als Arzt zu arbeiten, sondern sie haben das Recht auf Weiterbildung. Das 
müssen wir in den Gesundheitsämtern machen. In Zukunft muss es um die Qualität gehen – im 
Moment haben wir das für Amtsleiter und Stellvertreter. Aber auch ohne Verpflichtung brauchen 
wir, um Gesundheitsprävention, um Primärprävention und auch um Infektionsschutz und Bevöl-
kerungsmedizin zu betreiben, mehr als einen Facharzt in diesem Bereich, weil nur er die erfor-
derliche Qualifikation sicherstellt. 

Wie nicht zuletzt die Pandemie gezeigt hat – das schreibt der Hessische Städtetag – stehen die 
administrativen, epidemiologischen und medizinischen Belange gleichrangig nebeneinander. – 
Das ist völlig richtig. Aber nur der Facharzt kann gewährleisten, dass alle drei Belange berück-
sichtigt werden. Wir können nicht einen einzelnen Punkt herausgreifen. 

Wenn uns die Pandemie eines gezeigt hat – ich setze mich mit jedem von Ihnen gerne mal für 
längere Zeit an einen Tisch –, dann hat sie gezeigt, dass das, was wir geleistet haben, mit den 
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Leuten, die die Qualifikation hatten, geleistet haben und nicht dass die Bundeswehr, die mit 50 
bis 100 Leuten gekommen ist, uns in der Pandemie gerettet hat. 

Was den Gesundheitsämtern untersagt wurde, war nicht darauf zurückzuführen, dass wir nicht 
die notwendige Qualifikation hatten, sondern darauf, dass 10- bis 20- bis 50-mal so viele Patien-
ten auftraten, als erwartet worden war. 

Ich komme zum Ende und möchte die wichtigsten Punkte zusammenfassen. 

Gesundheitsämter sind medizinische Einrichtungen genau wie ambulante Versorger und statio-
näre Versorger. Deshalb brauchen sie mindestens zwei Fachärzte.  

Es ist nicht so, wie dies in der Stellungnahme des Städtetages steht, dass die Stellvertreter über-
wiegend administrative Aufgaben wahrzunehmen hätten. Was Sie zu Wiesbaden gesagt haben, 
mag dem Mangel geschuldet sein. Ich kann das für die anderen 23 hessischen Gesundheitsäm-
ter – ich kenne sie alle, und ich kenne auch alle Stellvertreter – nicht bestätigen. Das stimmt nicht. 

Auch ich habe glücklicherweise pro Jahr sechs Wochen Urlaub. In den vergangenen Jahren war 
ich selten krank. Andere Amtsleiter werden auch mal krank. Wir schulden es jedem einzelnen 
Bürger und jeder einzelnen Bürgerin, dass an der Spitze eines Gesundheitsamtes die Person 
sitzt, die alle drei genannten Belange vereinnahmt und nicht nur einen Punkt herausgreift, und 
dass nicht gesagt wird: Es reicht eine Fachkraft, die die administrativen Dinge gewährleisten 
kann. 

Was die vorgesehene Gründung eines hessischen Landesamtes für Gesundheit angeht, freuen 
wir uns. Wir erhoffen uns Unterstützung. Für uns wird allerdings eine rote Linie überschritten. Das 
gilt auch für die Stellvertretung, was eher ein kleiner Punkt ist. Ja, derartige Fachärzte sind schwer 
zu bekommen. Aber an der Qualifikation für den Amtsleiter zu rütteln, überschreitet eine Linie, 
was nicht nur uns nicht zuzumuten ist, sondern vor allem auch nicht den Bürgerinnen und Bür-
gern, die einen Anspruch auf Qualität im Bereich der Bevölkerungsmedizin, im Bereich der Prä-
vention und im Bereich des Infektionsschutzes haben. 

 

Dr. Nikolas Sapoutzis: Ich schließe mich den Ausführungen von Herrn Kollegen Krahn an. Er 
hat die Notwendigkeit betont. Ich denke, dem gibt es nichts hinzuzufügen. In allen anderen Be-
reichen ist es selbstverständlich, dass man von einem Facharzt behandelt wird oder dass die 
Entscheidungen ein Facharzt zumindest mitträgt. Angesichts der Aufgaben der Gesundheitsäm-
ter ist es absolut notwendig, dass auch für sie die gleichen Maßstäbe gelten.   
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Dr. Henrik Reygers: Recht herzlichen Dank dafür, dass ich hier sprechen darf. Sehr geehrter 
Herr Minister! Sehr geehrte Damen und Herren! Im Großen und Ganzen schließe ich mich den 
Ausführungen meines Kollegen Krahn an. 

Ich komme aus einem sehr ländlichen Gebiet, aus dem Vogelsbergkreis: Unterbevölkerung, 
71 Einwohner pro Quadratkilometer, 1.400 km2 groß. Wir suchen seit Jahren Ärzte aller Couleur, 
Fachärzte, Ärzte, die weiterbilden wollen. Eigentlich war für uns geplant worden, dass ein Wech-
sel stattfindet. Ich sollte wieder Stellvertreter werden, und mein Stellvertreter sollte Leiter werden. 
Er hat die Facharztausbildung für öffentliches Gesundheitswesen. Aber leider ist er aus gesund-
heitlichen Gründen nicht mehr in der Lage, die Leitung wahrzunehmen. 

Vonseiten des Gesetzgebers bzw. vonseiten des Ministeriums sollte zumindest eine Kann-Rege-
lung für Ausnahmetatbestände vorgesehen werden, die gerade im ländlichen Raum sehr virulent 
sind. Dass die Kollegen in Frankfurt oder in Darmstadt aus einem größeren Portfolio schöpfen 
können als wir im ländlichen Raum, ist mehreren Gründen geschuldet, zum einen der Unkenntnis 
bei den Studenten, worum es sich bei dem ÖGD handelt, und zum anderen ist dies der TVöD. 
Ich hätte eine Kinder- und Jugendpsychiaterin bekommen können. Als sie aber sah, was TVöD 
versus TV Ärzte VKA bedeutet, hat sie uns nur mitleidig angelächelt. 

Meinen Vorschlag habe ich nach Rücksprache mit meinem Gesundheitsdezernenten, Herrn 
Dr. Mischak, geäußert, der die Meinung des Hessischen Städtetages und des Hessischen Land-
kreistages unterstützt, dass es Regelungen à la longue geben muss, die Ausnahmetatbeständen 
Rechnung tragen. Der Ausnahmetatbestand darf nicht zu einem Dauertatbestand werden. Die 
Gesundheitsämter sollen und müssen mit Fachärzten, die erfahren sind, besetzt sein. Es nützt 
also nichts, wenn Sie Facharzt sind, aber vielleicht nur in der jugendärztlichen Abteilung oder in 
der Hygieneabteilung gearbeitet haben, die übrigen Bereiche aber nicht kennen. 

Soviel zum Thema HGöGD. 

Nun noch eine kurze Stellungnahme zu der vorgesehenen Einrichtung eines Landesgesundheits-
amtes. Ich möchte einen herzlichen Dank dafür aussprechen, dass ein Landesgesundheitsamt 
installiert werden soll. Die Thematik Landesgesundheitsamt – ich bin seit mehr als 33 Jahren im 
ÖGD – wurde schon von dem Kollegen Professor Dr. Rauterberg angesprochen. Das war damals 
in Dillenburg. Das ist schon ein paar Tage her. Zwei Voraussetzungen müssen, so denke ich, 
gewährleistet sein, um eine gedeihliche Zusammenarbeit zu erreichen. Unsere Berufsordnung – 
dazu kann vielleicht der Justitiar der Landesärztekammer, Herr Maier, noch etwas sagen – ver-
bietet es uns Ärzten, Anweisungen von Nichtärzten entgegenzunehmen. Das heißt, derjenige, 
der uns im Landesgesundheitsamt eventuell eine Anweisung gibt – momentan macht das der 
RP in Darmstadt –, muss Arzt sein. 

Zweitens. Mein Wunsch wäre eher, dass das Landesgesundheitsamt eine Beratungseinrichtung 
ist, in dem eine kollegiale Zusammenarbeit stattfindet, nicht aber Dienstaufsichtsbehörde, weil 
dies den Kommunikationsfluss eventuell ganz massiv hemmen kann. „Wenn ich denen erzähle, 
dass ich etwas nicht weiß, dann wird von oben etwas par ordre du mufti geregelt.“ Bis jetzt lief es 
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in Hessen so, dass wir interkollegial zwischen den Gesundheitsämtern die Probleme erledigt ha-
ben. Es gibt Gesundheitsämter, die in dem einen Thema sehr bewandert sind, während andere 
in anderen Themen sehr bewandert sind. So hat man dann zusammengearbeitet. 

Ich fasse zusammen: Ich schließe mich dem Kollegen Krahn an; mit der Ausnahme, dass eine 
Regelung für Ausnahmetatbestände für die kleinen Gesundheitsämter oder aber auch für ein 
Gesundheitsamt wie in Wiesbaden – das ist die zweitgrößte Stadt in Hessen – getroffen wird. 

Außerdem: Das Landesgesundheitsamt bitte als Beratungseinrichtung und nicht als Dienstauf-
sichtseinrichtung – das wäre unproduktiv. 

 

Dr. Katharina Böhm: Zunächst einmal vielen herzlichen Dank für die Einladung. Sehr geehrte 
Damen und Herren Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Minister! Der Schwerpunkt meiner Stellung-
nahme liegt auf der Gesundheitsförderung. Ich werde den Fokus verändern. Zu der Diskussion, 
die eben lief, werde ich mich nicht äußern, sondern ich möchte den Fokus gern auf den Bereich 
der Prävention und der Gesundheitsförderung legen. 

Auch wir begrüßen die Einrichtung eines Landesamts. Auch in dem Bereich der Gesundheitsför-
derung und Prävention gibt es sehr viele Aufgaben, die bislang nicht von Landesseite oder aus 
unserer Perspektive nicht in ausreichendem Maße von der Landesseite übernommen wurden. 
Insofern freuen wir uns, dass es diese neue Institution geben wird und dass dort auch Gesund-
heitsförderung und Prävention eine Rolle spielen werden.  

Mit Verwunderung habe ich festgestellt, dass in der Skizzierung der Aufgaben Gesundheitsför-
derung und Prävention nicht explizit genannt werden. In § 1 HGöGD sind Gesundheitsförderung 
und Prävention als zentrale Kernaufgaben benannt. Dies sollte in der Aufgabenbeschreibung der 
oberen Landesgesundheitsbehörde, auch wenn diese nicht abschließend ist, seinen Widerhall 
finden und genannt werden. 

Ich führe noch weiter aus, was uns wichtig ist. Die Aufgaben sind bislang nur grob umrissen 
worden. Es wird auf die Ausgestaltung ankommen. Was wird dieses neue Landesamt wirklich 
machen? Wir sehen mehrere Handlungsfelder, auf denen das Landesamt tätig werden muss. 

Eine der aus meiner Perspektive zentralsten und dringlichsten Aufgaben ist eine Landesgesund-
heitsberichterstattung, die wir in Hessen bislang nicht haben. Wie sollen wir denn handeln, wenn 
wir nicht wissen, wie Gesundheit und Krankheit in der Bevölkerung verteilt sind? Hier besteht eine 
dringende Notwendigkeit. Ich sage Ihnen auch, warum es dies auf Landesebene braucht. Zum 
einen sind die Gesundheitsämter hier bislang sehr schlecht aufgestellt. Manche Gesundheitsäm-
ter machen eine ganz gute GBE, aber sie machen sie für sich. Handlungsdruck auf der kommu-
nalen Ebene entsteht erst, wenn verglichen werden kann, wenn etwa deutlich wird, dass die Fall-
zahlen bei einer bestimmten Krankheit deutlich über dem Landesdurchschnitt liegen. Dann ent-
steht Handlungsdruck. Dann muss etwas getan werden. Das ist aber nicht der Fall, solange kein 
Vergleich zwischen den Kommunen möglich ist. Sicherlich werden mir einige der Anwesenden 
widersprechen, aber ich sehe das als notwendig an, damit wir in diesem Bereich weiterkommen. 
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Ich könnte weiter zur GBE ausführen. Darauf können wir aber auch noch näher in der Fragerunde 
eingehen. Für eine GBE bedarf es der Bereitstellung von Daten, der Auswertung und Bewertung, 
es braucht einen Landesgesundheitsbericht, es braucht aber auch eine Unterstützung der Ge-
sundheitsämter bei der Erstellung von Gesundheitsberichten auch auf der methodischen Seite, 
weil viele neue Kolleginnen und Kollegen anfangen. Auch über den Pakt für den ÖGD weise ich 
immer mehr Kolleginnen und Kollegen auf Gesundheitsämterstellen ein. Denen wäre sehr gehol-
fen, wenn hier das Landesgesundheitsamt unterstützen könnte. 

Als weitere Aufgabe sehen wir – hier sind die Dinge in Hessen noch nicht allzu weit gediehen –
die Entwicklung einer Landesgesundheitsstrategie. Ein Landesamt kann eine solche Strategie 
sicherlich nicht entwickeln, aber es kann das Ministerium dabei unterstützen, eine Landesgesund-
heitsstrategie zu entwickeln. Im HGöGD steht, dass es eine Aufgabe des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes ist, Gesundheitsstrategien zu entwickeln. Das sollte nicht nur für die kommunale 
Ebene gelten, sondern auch für die Landesebene. 

Das sind die beiden Hauptaspekte. Es gibt allerdings noch einige weitere Aspekte. Sehr viele der 
Vollzugsaufgaben im Gesundheitsbereich werden vom Ministerium erledigt. Ich erhoffe mir, dass, 
wenn diese Vollzugsaufgaben vom Ministerium auf das Landesamt übergehen, im Ministerium 
Ressourcen frei werden, um sich um größere Themen zu kümmern und strategisch vorzugehen, 
statt die Ressourcen auf Vollzugsaufgaben zu bündeln. 

Zum Schluss noch eine Anmerkung, da ich jetzt die Möglichkeit dazu habe. Sie bezieht sich auf 
das HGöGD und die Ziele des HGöGD. Sie haben es vor Kurzem reformiert, und eine große 
Reform steht noch an. Wir als Landesvereinigung für Gesundheitsförderung würden es begrüßen, 
wenn in den Zielen nicht nur die Förderung der Gesundheit stünde, sondern auch die Förderung 
gesundheitlicher Chancengleichheit. Das ist Grundlage unseres Handelns und steht in der 
Ottawa-Charta. Danach richten auch wir unser Handeln aus. Das sollte eine gesetzliche Normie-
rung erfahren. 

 

Christina Grün: Ich leite bei der Hessischen Krankenhausgesellschaft den Geschäftsbereich 
Pflege und Medizin. Wir freuen uns, dass wir zu dem Gesetzentwurf Stellung nehmen können. 

Grundsätzlich begrüßen wir die Einrichtung eines hessischen Landesamtes für Gesundheit. Wir 
sind der Auffassung, dass es gerade in Krisensituationen wichtig und gut ist, dass Aufgaben und 
Kompetenzen gebündelt werden. Das hat sich in den letzten Jahren durch die Einsetzung des 
Planungsstabes gezeigt, mit dem wir, wie ich meine, der Pandemie ganz gut begegnet sind. 

Unser Fokus liegt nicht allzu sehr auf dem öffentlichen Gesundheitsdienst, sondern wir sind eher 
im Zusammenhang mit der Bündelung der Behörden betroffen. Das gilt insbesondere für das 
Regierungspräsidium Darmstadt und das Regierungspräsidium Gießen, die für die Genehmigung 
der Krankenhausbudgets zuständig sind. Wir schätzen die dort vorhandene hohe Fachkompe-
tenz, glauben aber auch, dass es wichtig ist, dort eine Stärkung, auch eine personelle Stärkung 
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vorzunehmen. Wir erhoffen uns durch diese Bündelung, dass dem Fachkräftemangel dort begeg-
net werden kann. 

Uns ist es wichtig, darauf hinzuweisen, dass während der Umorganisation und der Aufbauphase 
die Genehmigung der Krankenhauspflegesätze und -budgets nicht weiter ins Hintertreffen gera-
ten. Die Kliniken stehen mit dem Rücken an der Wand. Es ist wichtig, dass das möglichst rei-
bungslos geschieht und nicht weitere finanzielle Risiken für die Kliniken durch verlängerte Ge-
nehmigungszeiten entstehen. 

Alles Weitere haben wir in unserer Stellungnahme dargelegt. Darauf möchte ich verweisen. 

 

Sonja Driebold: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich würde zunächst gern kurz auf die Diskus-
sion von gerade eben eingehen. Wir begrüßen eindeutig das interdisziplinäre Arbeiten auch in 
der Leitung der Gesundheitsämter. Es gibt mittlerweile viele Studiengänge – seien es Public 
Health oder auch Gesundheitswissenschaften –, die gute Vertreterinnen und Vertreter für eine 
Leitungsposition im Gesundheitsamt anbieten können. 

Nun zu den Punkten, die wir in unserer Stellungnahme aufgeführt haben. Hier konzentriere ich 
mich auf einige wesentliche. Zum einen begrüßen wir selbstverständlich die vorgesehene Errich-
tung eines Landesamtes. Das entspricht auch einer Forderung vonseiten der Liga. In den letzten 
Jahren, in Zeiten der Pandemie, haben wir gesehen, dass ein einheitliches Vorgehen aufseiten 
der Gesundheitsämter dringend notwendig ist, um wirklich schnell und effektiv auf akute Krisen 
eingehen zu können. Deswegen ist es uns wichtig, dass einheitliche Standards umgesetzt wer-
den. 

Zum anderen empfehlen wir bei der Umsetzung eine Evaluation der Informationsweitergabe. In 
der Vergangenheit haben wir immer wieder gemerkt, dass es Wissensvorsprünge, aber auch 
Wissenslücken bei wichtigen Partnern gibt. Im Zusammenhang mit der Errichtung eines Landes-
amtes macht es sicherlich Sinn, zu prüfen, welche Kanäle genutzt werden. 

Wir begrüßen auch die geplante Erfassung von Gesundheitsdaten. Die systematische Erhebung 
von bevölkerungsbezogenen Gesundheitsdaten ist Dreh- und Angelpunkt für eine zukunftsorien-
tierte Versorgung im Bereich von Pflege und Gesundheit. So können in Zukunft – hoffentlich – 
Über-, Unter- und Fehlversorgungen aufgedeckt werden. Wir empfehlen deswegen die Entwick-
lung von erfolgversprechenden Präventions- und Versorgungskonzepten auch auf der Basis die-
ser erhobenen Daten. 

Ein weiterer Punkt ist für uns als Vertreter der Leistungserbringer in der Pflege und auch im Ge-
sundheitsbereich von Krankenhäusern eine genaue Ausgestaltung der Aufgaben des Landesam-
tes. Leider haben wir bisher fast keine Informationen zu der genauen Ausgestaltung, obwohl sie 
sicherlich viele Konsequenzen für unsere Arbeit haben wird. Wir wollen uns als Liga als starker 
Partner an Ihre Seite und an die Seite derjenigen stellen, die die Einrichtung des Landesamtes 
umsetzen werden. Wir hoffen darauf, dass wir möglichst frühzeitig als Beratung im Zusammen-
hang mit dem Aufbau wahrgenommen werden.  
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Manuel Maier: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Abgeordnete! Herr Minister! Ich bin juristischer 
Geschäftsführer der Landesärztekammer Hessen. Das Thema öffentlicher Gesundheitsdienst ist 
seit über 20 Jahren Teil meiner täglichen Arbeit. Immer wieder – angefangen bei EHEC über 
Vogelgrippe bis hin zur Schweinepest usw. – liegt der Fokus auf dem ÖGD. Nur ein starker ÖGD 
schafft tatsächlich Sicherheit nicht nur für die Patienten, sondern für die Bevölkerung insgesamt. 

Wir begrüßen daher ausdrücklich die Errichtung eines Landesgesundheitsamtes. Das ist eine 
große Forderung auch unsererseits gewesen. Ein Landesgesundheitsamt hätte uns wahrschein-
lich auch in der Pandemie schon helfen können. In dieser Pandemie ist eines klar geworden: Mit 
dem ÖGD – deswegen gibt es den Pakt für öffentliche Gesundheit – steht es nicht zum Besten. 
Er ist ausgedünnt. Die Belastung ist stark. Er ist jetzt, nach drei Jahren Pandemie, durch, so 
könnte man sagen. 

Schon vor einem Jahr saßen wir hier bereits einmal. Damals haben wir das Gesetz zur Sicherung 
der hausärztlichen Versorgung und des öffentlichen Gesundheitsdienstes in Hessen – abgekürzt: 
GHVÖG – behandelt. Damals ging es um die zweitbeste Lösung, die Sie gewählt haben, um den 
öffentlichen Gesundheitsdienst in der Zukunft zu stärken. Sie haben damals beschlossen, dass 
für Medizinstudienplätze eine Quote vorgesehen wird, damit für den ÖGD Nachwuchskräfte ge-
neriert werden können. 

Die beste Lösung wäre es sicherlich gewesen, weitere Medizinstudienplätze an sich zu schaffen. 
Sie haben die zweitbeste Lösung gewählt. 

Jetzt versuchen Sie, beide Enden mal zusammenzuknoten. Sie wollen, dass Sie in zehn bis 
15 Jahren, wenn das GHVÖG wirkt, entsprechend Leute bekommen. Das ist Ihre große Hoffnung. 
Diese Leute brauchen wir auch. Das haben wir von beiden Seiten gehört. Ich habe für beide 
Seiten großes Verständnis, sehe aber auch, dass diejenigen, die sich mit Personalfragen be-
schäftigen müssen, dieses Personal in Zeiten von Fachkräftemangel nicht bekommen. 

Woher soll das Personal kommen, wenn nicht weitergebildet wird? Die Weiterbildung ist unsere 
Aufgabe. Sie wissen, dass sich die Landesärztekammer Hessen damit beschäftigt, die Weiterbil-
dung zum Facharzt mit einer Prüfung abzuschließen. Dazu bedarf es aber sogenannter Lehrer, 
nämlich zur Weiterbildung Befugter. Das müssen zwingend Fachärzte für öffentliches Gesund-
heitswesen sein. Wenn Sie nun aus kurzfristigen Erwägungen die Qualität auf dieser Seite ab-
senken, dann werden Sie sie auf der anderen Seite auch nicht wieder hoch bekommen. Das 
heißt, wenn Sie heute die Qualität senken, werden Sie den Mangel verstärken. Sie werden ihm 
kurzfristig entgegenwirken. Für ein Jahr oder zwei Jahre wird es Wirkung erzielen. Dann werden 
Sie aber die Früchte dessen ernten, und Sie werden doppelt gegensteuern müssen. Davor kann 
ich Sie nur warnen, und zwar dringend warnen: Begehen Sie diesen Fehler nicht, sondern setzen 
Sie weiterhin auf einen starken ÖGD, indem Sie das bekräftigen und die Qualität nicht absenken; 
schon gar nicht in der Leitung, aber bitte auch nicht in der Stellvertretung. Wir brauchen mehr 
Fachärzte für öffentliches Gesundheitswesen, nicht weniger. 
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Sie haben das vor einem Jahr bekräftigt. Tun Sie das bitte auch mit diesem Gesetzentwurf, und 
streichen Sie nicht in § 3 Abs. 2 HGöGD die Worte, die Sie mit dem Gesetzentwurf streichen 
wollen. Diese zu streichen wäre unseres Erachtens ein Fehler. 

 

Prof. René Gottschalk: Herr Vorsitzender! Werte Abgeordnete! Lieber Herr Minister Klose! Vie-
len Dank, dass ich hier sprechen darf. Ich bin Rentner. Im Prinzip habe ich das alles aus einer 
ganz anderen Warte verfolgt.  

Zwei Punkte, die wichtig sind, sind zu erwähnen. Dabei geht es zum einen um die Errichtung 
eines Landesgesundheitsamtes, was ich außerordentlich unterstütze. Ich bin Ihnen, lieber Herr 
Klose, dafür dankbar, dass Sie das nach vorn gebracht haben. Angesichts all der Aufgaben, die 
dort anfallen, würde auch ich empfehlen, dass die Leitung dieses Landesgesundheitsamtes eine 
ärztliche Leitung ist. Praktisch alle Aufgaben fallen in den Bereich der Medizin, sodass ich mir gut 
vorstellen kann, dass es eine Ärztin oder ein Arzt sein sollte, die oder der Erfahrung im Impfen, 
in Pflege, im Umgang mit der Bevölkerung hat. Ich würde davon abraten, dort eine Verwaltungs-
kraft hinzusetzen. 

Dies führt mich zu dem nächsten Thema. Heute sind so viele Themen angesprochen worden, 
dass fünf Minuten nicht ausreichen, um darauf einzugehen. Sie haben gesagt, es gebe viele 
Ausbildungsberufe, bei denen die Qualifikation für die Führung eines Gesundheitsamtes ausrei-
che. Mir sind solche Berufe nicht bekannt. Das muss ich ganz ehrlich sagen. Die Ausbildung zum 
Facharzt für öffentliches Gesundheitswesen dauert mindestens fünf Jahre. Das ist die schwerste 
Facharztausbildung, die es überhaupt gibt. Das wissen viele nicht. Ich selbst war übrigens Be-
troffener. Im April 2009 wurde meine damalige Amtsleiterin krank. Ich war Stellvertreter und habe 
das Gesundheitsamt Frankfurt am Main zwei Jahre lang kommissarisch geführt. Wie hätte das, 
wenn es sich bei der Stellvertretung um eine Verwaltungskraft gehandelt hätte – ich meine das 
keineswegs diskreditierend; im April 2009 begann die Influenza-Pandemie 2009 – funktionieren 
sollen? 

Sie führen hier eine völlig falsche Diskussion. Die Stellvertretung der Leitung eines Gesundheits-
amtes muss die Facharztausbildung nachweisen können; insbesondere auch, wie Sie sagten, 
Herr Maier, wegen der Weiterbildungsberechtigung. Wir dürfen nicht ohne Weiteres weiterbilden. 

Damit komme ich zu meinem letzten Punkt. Das Problem, dass wir kaum noch junge Kolleginnen 
und Kollegen finden, die in einem Gesundheitsamt arbeiten wollen, hat nichts damit zu tun, dass 
sie das nicht gut fänden, sondern das hat damit zu tun, dass die Bezahlung, verglichen mit der 
Bezahlung der Krankenhausärzte, viel schlechter ist. Das hat damit zu tun, dass die Ausbildung 
und die Weiterbildung zum Facharzt/zur Fachärztin für öffentliches Gesundheitswesen sehr, sehr 
schwer ist. Hier müssen wir ansetzen. 

Es kann doch nicht argumentiert werden: „Wir bekommen kein Personal, also schrauben wir die 
Anforderungen herunter.“ Das ist doch völlig absurd. Nein, wir müssen natürlich dafür Sorge tra-
gen, dass ein Feuerwehrmann in der Lage ist, einen Schlauch zu halten. Wir können dort doch 
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nicht irgendeine Hilfskraft hinstellen. Ein Gesundheitsamt ist – der Kollege Krahn hat das schön 
ausgeführt – eine medizinische Einrichtung. Ich möchte nicht von einem Augenarzt an der Blase 
operiert werden. Wir müssen also dafür Sorge tragen, dass die Weiterbildungsmöglichkeiten in 
den Gesundheitsämtern wesentlich verbessert werden. Wir haben in Frankfurt zum Beispiel ein 
Curriculum aufgelegt, das uns die Möglichkeit gibt, junge Kolleginnen und Kollegen direkt im Ge-
sundheitsamt bis zum Facharzt die Ausbildung machen zu lassen. Das muss unterstützt werden. 
Dann wären wir auch wesentlich schneller als bei dem, was Sie vorgeschlagen haben. Wenn 
dann am Ende auch noch die Bezahlung stimmt, wird, so glaube ich, der öffentliche Gesundheits-
dienst wieder den Stellenwert erhalten, den er braucht. 

 

Vorsitzender: Damit sind wir, was die Anzuhörenden anbelangt, soweit durch. Ich danke Ihnen 
ganz herzlich für Ihre mündlichen Stellungnahmen. 

Wir kommen zur ersten Fragerunde. 

 

Abg. Christiane Böhm: Das waren viele Anzuhörende, und ich habe eine Reihe von Fragen, die 
ich Sie zu beantworten bitte. Erst einmal aber herzlichen Dank für Ihre Stellungnahmen, schriftlich 
wie mündlich. 

Ich möchte mit Fragen an den Hessischen Städtetag, an Herrn Sauder und an Herrn Dr. Franz, 
beginnen. Wir hatten hier sozusagen schon eine kleine Diskussion implizit zur Frage der Weiter-
bildung und der Stellvertretungen. Befürchten Sie nicht – auf diesen Punkt möchte ich das kon-
zentrieren –, dass, wenn die Stellvertretung und vielleicht auch die Leitung nicht an Ärztinnen 
oder Ärzte vergeben wird, der Beruf bzw. der Stand der Ärztin bzw. des Arztes im öffentlichen 
Gesundheitsdienst weitgehend ausstirbt oder weiter an Bedeutung verliert? 

Sie hatten schon den Vergleich mit dem Rechtsamt gebracht und darauf hingewiesen, dass nicht 
vorgeschrieben sei, dass das Rechtsamt durch eine Juristin oder einen Juristen geleitet wird. Sie 
würden dort aber nie eine andere Profession hinsetzen. Davon gehe ich aus. Natürlich besteht 
ein Unterschied, ob es sich um eine ärztliche Tätigkeit oder eine juristische Tätigkeit handelt. Sie 
kämen aber nicht auf die Idee, ein Rechtsamt durch eine Verwaltungsperson oder eine Angehö-
rige bzw. einen Angehörigen eines anderen Berufs leiten zu lassen. Das ist meine Frage an Sie.  

Herr Dr. Krahn, Sie haben deutlich gemacht – dafür bin ich Ihnen sehr dankbar –, dass das Ge-
sundheitsamt eine medizinische Einrichtung ist. Was würde denn passieren, wenn es in der Lei-
tung eines Gesundheitsamtes irgendwann zeitweise gar kein ärztliches Personal gibt, weil die 
Stellvertreterin keine Ärztin ist und die Leitung vielleicht gerade vakant ist? Welche Konsequen-
zen hätte dies? 

Ich möchte dies auf folgende Frage zuspitzen: Wir befinden uns immer noch mitten in einer Pan-
demie. Wir können davon ausgehen, dass das nicht die letzte Pandemie ist, die uns in unserem 
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Leben begleiten wird. Was heißt das für solche nicht mehr nur außerordentlichen, sondern viel-
leicht auch häufig eintretenden Situationen? 

Ich habe nun noch eine Frage an den Landesverband der Ärzte und Zahnärzte im öffentlichen 
Gesundheitsdienst. Die Auseinandersetzung geht recht stark in die Richtung der Stellvertreter-
position. Gibt es nicht auch noch andere Punkte in dem Gesetzentwurf, zu denen Sie sagen, dass 
Dinge noch besser gestaltet werden könnten? Gibt es nicht etwa auch zur Frage des Personals 
Befürchtungen, dass das Personal für das Landesgesundheitsamt aus den Gesundheitsämtern, 
wie dies einmal despektierlich genannt wurde, zusammengeklaubt würde? Gibt es noch andere 
Punkte, die Sie uns für die weitere Gesetzesberatung noch gern mitgeben möchten? 

Des Weiteren habe ich eine Frage an Herrn Dr. Reygers. Ich komme wieder zur Frage der Stell-
vertretung zurück. Sie sagen zwar, dass Sie es als notwendig ansehen, dass Ausnahmetatbe-
stände geregelt werden. Das heißt, Ihre Stellungnahme sehe ich im Widerspruch zu der Position 
des Städtetages. Ich möchte nur wissen, ob ich Sie richtig verstanden habe, dass Sie sagen: 
Prinzipiell müssen es Angehörige eines ärztlichen Berufs sein. Aber vorübergehend, in Notsitua-
tionen, könnten das auch andere Professionen sein. – Vielleicht können Sie mir das noch einmal 
erklären. 

Nun noch eine Frage an Frau Dr. Böhm. Die HAGE macht ja bereits viel und eine sehr gute Arbeit 
im Bereich von Prävention und Gesundheitsförderung. Aber Sie sagen, dass es hier noch einiges 
an Leerstellen gebe. Wo sehen Sie die Unterschiede, bei denen Sie sagen: „Hier hört die Aufgabe 
der HAGE auf. Dies wäre eine Sache, die unbedingt das Landesgesundheitsamt erledigen 
muss.“? Die Gesundheitsberichterstattung ist eine administrative Sache, weil es auch darum 
geht, Vorgaben zu machen. Vielleicht können Sie uns erklären, was im Zusammenhang mit der 
Chancengleichheit und der Frage der Prävention Aufgabe des Landesgesundheitsamtes wäre. 

An die Landesärztekammer, an Herrn Maier, habe ich die Frage: Habe ich Sie richtig verstan-
den – das sage ich korrespondierend zu meiner ersten Frage an den Städtetag –, dass Sie das 
Problem sehen, dass die Zukunft der Ärztinnen und Ärzte im öffentlichen Gesundheitsdienst sehr 
düster aussieht, wenn wir die vorgesehene oder eine weitere Regelung treffen würden? Welche 
Konsequenzen sehen Sie, dass dieser Beruf dann weniger Möglichkeiten hat und auch deutlich 
weniger Weiterbildungsmöglichkeiten bietet? Vielleicht können Sie erläutern, was das konkret 
heißt. Ich weiß nicht, ob jedem klar ist, was für die Weiterbildung in personeller Hinsicht notwendig 
ist und wer das alles ausgestalten muss. 

Herr Gottschalk, was brauchen denn die Gesundheitsämter, um die ÖGD-Ärztinnen und -Ärzte 
entsprechend auszubilden? Sie haben das Curriculum erwähnt. Aber welche Unterstützung hät-
ten Sie denn gerne von dem hessischen Landesamt für Gesundheit? Welche Erwartungen haben 
Sie, dass es diese Unterstützung auch tatsächlich gibt.  



20. WAHLPERIODE 
 

Heuer/Schütze 19 SIA 20/83 – 03.11.2022 

Abg. Dr. Daniela Sommer: Auch ich bedanke mich recht herzlich für Ihre schriftlichen und münd-
lichen Stellungnahmen. Ich bin Herrn Prof. Gottschalk sehr dankbar dafür, dass er deutlich ge-
macht hat, dass „Facharzt/Fachärztin für den ÖGD“ die schwerste Facharztausbildung ist, die am 
breitesten gefächerte und die vielfältigste. Eigentlich sollte das ein Zeichen dafür sein, dass ÖGD 
ein attraktives Berufsbild und Berufsfeld sein könnte. Dies vorab. 

Ich habe Ihnen sehr genau zugehört und auch die Stellungnahmen intensiv durchgearbeitet. Beim 
Städtetag möchte auch ich beginnen. Sie haben Ihre Position zur stellvertretenden Leitung noch 
einmal begründet. Eine Ihrer Begründungen zielt auf Fälle, in denen eine zeitnahe Besetzung 
nicht möglich ist. Aber gibt es nicht andere Instrumente, als eine stellvertretende Leitung mit ärzt-
licher Qualifikation zu fordern, um tatsächlich Ärzte für den ÖGD zu finden? Ich weiß nicht mehr, 
wer es von Ihnen gesagt hatte. Aber auf jeden Fall kam von den Ärzten selbst, dass wir mehr 
Studienplätze brauchen. Wäre das nicht ein wirklich gutes Instrument? Wäre nicht eine bessere 
Entlohnung ein gutes Instrument? Wäre es nicht besser, die Attraktivität des Berufes in den Fokus 
zu rücken? Stellvertretung ohne ärztliche Qualifikation bedeutet: keine ärztliche Begutachtung 
mehr durch den Stellvertreter. Das bedeutet, dass Sie die Leitung mehr belasten. Haben Sie das 
in Ihrer Stellungnahme und in Ihren Überlegungen berücksichtigt? 

Das zeigen die Stellungnahmen der hier Anwesenden, aber auch die schriftlichen Stellungnah-
men von Frau Merle und von Frau Dr. Schneider. 

Ich komme nun zu dem Kollegen Dr. Reygers und auch zu Herrn Maier, die über die Weiterbil-
dung gesprochen haben. Herr Dr. Reygers sagte, der ÖGD sei den Studierenden kaum bekannt. 
Deswegen meine Frage an Sie, die Sie in den Gesundheitsämtern tätig sind: Liegt die Weiterbil-
dungsbefugnis vor? Was braucht es, damit die Weiterbildung gestattet wird? Ich glaube, tatsäch-
lich ist das nicht allen bekannt. Und vor allem: Wie lange dauert es, bis man eine ÖGD-Famulatur 
bekommt? Wie sind denn die Stand- und Wartezeiten derzeit? 

Ich bin Herrn Maier und der Landesärztekammer sehr dankbar. Sie haben in Ihrer schriftlichen 
Stellungnahme geschrieben: „Kein Stellvertreter, kein Weiterbilder, kein weiterzubildender Arzt!“ 
Deswegen die Frage: Was ist die Konsequenz? Wir wollen, dass der ÖGD gestärkt und nicht 
geschwächt wird. Deswegen die Frage: Was braucht es, um den ÖGD zu stärken? 

Ich möchte mich noch einmal an Herrn Dr. Reygers wenden. Sie sagten: Es soll eine Beratungs-
einrichtung sein. Der Hessische Städtetag hat in seiner Stellungnahme geschrieben, es sollen 
Einzelentscheidungen bei den unteren Gesundheitsbehörden bleiben. Dort sei das in den richti-
gen Händen. – Geht Ihre Stellungnahme in die gleiche Richtung wie die Stellungnahme des Hes-
sischen Städtetages? 

Frau Driebold und Frau Dr. Böhm haben gesagt, es sei wichtig, dass viele, die Expertise haben, 
bei dem Aufbau bzw. dem Umbau der Behörden beteiligt werden. Das konnte man auch in der 
Stellungnahme des Landkreistages lesen. Der Landkreistag ist zwar heute hier nicht vertreten, 
aber der Städtetag ist vertreten. Deshalb an Sie die Frage: Wollen Sie dort eingebunden werden 
und, wenn ja, wie? – In diesem Zusammenhang möchte ich Sie außerdem um eine Einschätzung 
bitten, ob ein Landesgesundheitsamt – diese Nachricht erreicht uns aus dem praktischen Tun 
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immer wieder – 450 Beschäftigte haben muss oder ob es nicht auch kleiner und effektiver geht. 
Was braucht es tatsächlich, damit man steuern kann und dem ÖGD vor Ort wirklich geholfen 
werden kann? 

 

Abg. Yanki Pürsün: Vielen Dank für die sehr wertvollen Stellungnahmen. Ich habe zwei Fragen; 
zum einen an Herrn Dr. Sapoutzis und zum anderen an Herrn Dr. Reygers. Ich weiß aus eigener 
Erfahrung aus Frankfurt, wie wichtig es ist, dass die Gesundheitsämter eigene Meinungen haben 
und diese auch eigenständig – auch gegenüber der politischen Leitung – kundtun.  

Ich habe eine Verständnisfrage. Herr Reygers, Sie haben das deutlich gesagt, aber bei Herrn 
Dr. Sapoutzis war ich mir nicht so ganz sicher, ob ich das richtig verstanden habe, dass der Ver-
treter des Hochtaunuskreises gesagt hat: Wir sehen es kritisch, dass die Stellvertretung zukünftig 
freier ausgewählt werden kann, als dies bislang geregelt ist. Deshalb die Frage, ob sich diese 
beiden Landkreise nicht damit auseinandergesetzt oder nicht dazu geäußert haben oder ob sie 
sagen: „Bitte freigeben.“, während die Gesundheitsämter quasi sagen: „Nein, bitte den Status quo 
beibehalten.“ Dies nur als Verständnisfrage, nicht aber als Frage in dem Sinne, ob dies abge-
stimmt oder in Ordnung ist, wie auch immer. 

Die, vom Ausschussvorsitzenden aus gesehen, auf der linken Seite sitzenden Anzuhörenden 
haben beschrieben, sie hätten vom Ministerium künftig gerne mehr Wahrnehmung von Präven-
tions- und Kernaufgaben, und deshalb sei es gut, dass das Landesgesundheitsamt eingerichtet 
werde, und sie hätten gern mehr Einheitlichkeit aufseiten der hessischen Gesundheitsämter. 
Wenn es ein Landesamt gebe, könnten gewisse Aufgaben schneller durchgeführt werden als 
bisher über das Ministerium. 

Auf der, vom Vorsitzenden aus gesehen, rechten Seite gab es im Prinzip nur den Hinweis: Wir 
freuen uns, wenn das Landesamt die Gesundheitsämter beraten kann.  

Könnte in erster Linie die, vom Vorsitzenden aus gesehen, rechte Seite ein bisschen mehr ins 
Detail gehen bzw. spezifizieren, was Sie sie sich von dem Landesamt erwarten würden? Ist das 
eher nur die Beratung und Unterstützung vielleicht in personeller und auch ideeller Hinsicht bei 
Statistiken, EDV und Geld, oder geht es, wie dies ein wenig von der anderen Seite anklang, 
darum: „Wenn wir es nicht hinbekommen, wollen wir gern gezwungen werden. Wenn drei Ge-
sundheitsämter es sehr gut machen, sollen die anderen 21 dem folgen. Wenn die Spitze des 
Ministeriums der Meinung ist, das ist so besser oder opportun, dann sollen alle dem folgen.“? Soll 
es in Zukunft vielleicht eher in die Richtung gehen: „Das war jetzt erst der Anfang, und künftig 
sind die Gesundheitsämter eher Außenstellen dieses Landesamtes.“? Können Sie etwas näher 
Ihre Position darlegen, was Sie sich von dem Landesamt auch für sich erwarten und was Sie 
ablehnen würden?  
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Abg. Kathrin Anders: Vielen Dank für Ihre mündlichen und schriftlichen Stellungnahmen. Auch 
ich habe noch ein paar Nachfragen. Zum einen frage ich Herrn Dr. Krahn sowie Frau Grün: Es 
geht ja um ein Landesamt für Gesundheit und Pflege. Wie schätzen Sie vor allem den Teil der 
Pflege ein? Was erhoffen oder erwarten Sie sich dort an Verbesserungen? Wir haben ja nicht nur 
einen Ärztemangel in Deutschland, sondern die Pflege steht ja mindestens genauso mit dem 
Rücken zur Wand. Auch dort müssen sicherlich neue und innovative Wege gegangen werden. 

Die Landesärztekammer frage ich: Wer bildet denn zurzeit im ÖGD aus, wenn Stellen nicht be-
setzt sind? Wie will man Weiterbildung sicherstellen, wenn eine stellvertretende Leitung nicht 
besetzt ist? Ist es nicht gerade im Hinblick darauf, wie wir die Pflege stärken können, sinnvoll, 
auch in diesen Bereichen interdisziplinär zu denken? Meine Hausarztpraxis wird beispielsweise 
von einer Internistin und einem Facharzt für Allgemeinmedizin geleitet. Vielleicht kommen wir 
auch irgendwann dahin, dass geburtshilfliche Einrichtungen von Gynäkologinnen und Gynäkolo-
gen sowie Hebammen geleitet werden. Würde es nicht Sinn machen, die Pflege hier stärker mit 
einzubinden? Wir reden ja immer wieder davon, die Pflege stärker einzubeziehen. 

An die Leitungen der Gesundheitsämter habe ich noch die Frage, welche Entlastungen bzw. Un-
terstützungen Sie denn generell mit dem Landesgesundheitsamt verbinden bzw. sich erhoffen. 

An den Städtetag habe ich die Frage – vielleicht kann sie aber auch jemand anderes beantwor-
ten –, wie viele Leitungsstellen und Stellen für die stellvertretende Leitung denn in Hessen zurzeit 
vakant sind. Wie kann man dem Problem anderweitig begegnen, wenn das entsprechende Per-
sonal nicht vorhanden ist? 

An Frau Dr. Böhm habe ich die Frage: Die Datenerfassung ist ja explizit in dem Gesetzentwurf 
verankert. Vielleicht könnten Sie noch näher erläutern, welche Bedeutung diese Datenerfassung 
für eine Gesundheitsberichterstattung hat und – Sie haben es im Fall der Kommunen genannt – 
welche landesweiten Themen damit in Verbindung stehen und relevant sind. 

 

Abg. Dr. Ralf-Norbert Bartelt: Auch von mir herzlichen Dank für Ihre Ausführungen und grund-
sätzlich herzlichen Dank an den ÖGD für die Leistungen, die Sie bei der Bewältigung der Pande-
mie für die Bevölkerung erbracht haben. 

Zunächst einmal frage ich die kommunale Familie zur Besetzung der stellvertretenden Leitung: 
Man könnte ja bei der einen oder anderen Stellungnahme den Eindruck gewinnen, dass der Ge-
setzgeber die Qualität der Gesundheitsämter schwächen will. Das Problem ist ja schlichtweg, 
dass ein Mangel an entsprechenden Fachärzten besteht. Herr Sauder, können Sie dazu noch 
einmal ausführen? Können Sie uns vielleicht ein paar Zahlen nennen, wie viele Stellen nicht be-
setzt werden konnten, weil schlichtweg keine Bewerbungen vorlagen – nicht nur keine geeigneten 
Bewerbungen, sondern gar keine Bewerbungen? Könnten Sie uns hier die Sachlage darlegen? 

Und eine zweite Frage an die kommunale Familie: Sie haben dankenswerterweise gesagt, dass 
Sie aus der Sicht Ihrer Mitglieder das Landesgesundheitsamt insgesamt begrüßen. Welche Er-
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wartungen haben Sie denn an das Landesgesundheitsamt? Wo soll es den Kreisgesundheitsäm-
tern helfen? Wir sehen das ja insgesamt als eine Servicestelle, eine Hilfestellung, eine Unterstüt-
zung an. Wenn Sie uns dazu noch ein paar Worte sagen könnten, könnte dies beim Ministerium 
ja durchaus zu Konsequenzen führen, was die Stellenbesetzung, die geforderte Qualifikation für 
die einzelnen Stellen anbelangt. Können Sie uns hier noch das eine oder andere mit auf den Weg 
geben? 

An die Leitungen der Gesundheitsämter, Herr Krahn, Herr Sapoutzis und Herr Reygers: Könnten 
Sie aus Ihrer Sicht noch darauf eingehen, was die Erwartung an ein Landesgesundheitsamt ist? 
Sind das fachliche Fragen? Sind das rechtliche Fragen? Ist das einfach die Kommunikation mit 
anderen Gesundheitsämtern? Wo sollten die Schwerpunkte sein? Wo soll die große Linie sein, 
sodass es eine Zusammenarbeit und eine Verbesserung gibt? 

Dieselbe Frage geht natürlich auch an Herrn Krahn in seiner Funktion als Landesvorsitzender 
des Berufsverbandes der ÖGD-Ärzte. Und ich schließe auch noch eine Frage an: Es geht ja 
darum, wie man den Beruf „Facharzt ÖGD“ für die jungen Leute attraktiver machen kann. Man 
kann ja niemanden zwingen, diese Weiterbildung zu machen. Können Sie uns hier vielleicht noch 
das eine oder andere mit auf den Weg geben? Ein Punkt ist z. B. die Stiftungsprofessur am Uni-
versitätsklinikum Frankfurt – Stichwörter: „wissenschaftliches Arbeiten“ und „Image des Arztes“. 
Jeder junge Arzt möchte ja gerne ein großer Wissenschaftler werden. Nachher verflüchtigt sich 
das so ein bisschen; hier spreche ich aus eigener Erfahrung. Vielleicht können Sie uns hier noch 
ein paar ermunternde oder anregende Worte geben. 

Frau Dr. Böhm, könnten Sie die Erfassung der Daten vielleicht noch etwas spezifischer darstel-
len? Wir haben ja vielfältige Datensammlungen etwa durch das Krebsregister oder auch durch 
die periodisch erscheinenden Berichterstattungen der gesetzlichen Krankenkassen. Wir wollen 
ja keine Doppelstrukturen schaffen. Sicherlich haben Sie diesen Punkt mit einem gewissen Hin-
tergrund und einer gewissen Überlegung vorgetragen. Können Sie vielleicht noch näher ausfüh-
ren, in welcher Weise ein Landesgesundheitsamt Daten sammeln könnte, damit dies dann für die 
Politik und für alle Beteiligten entsprechende positive Auswirkungen hat? 

 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen liegen mir aktuell nicht vor. Es sind mit Ausnahme der 
Liga alle Institutionen angesprochen worden. Deshalb gehen wir jetzt in der Reihenfolge vor, in 
der wir vorhin auch die Anhörung durchgeführt haben. 

 

Dr. Oliver Franz: Frau Böhm, wir diskutieren heute in der Tat besonders intensiv über einen 
einzigen Punkt. Sie haben natürlich recht, dass auch andere Punkte sehr diskussionswürdig wä-
ren. Woran liegt das? Hier sitzen – abgesehen von einigen wenigen Ausnahmen – ausschließlich 
Vertreterinnen und Vertreter der Ärzteschaft. 

Wir nehmen für uns in Anspruch, den Hessischen Städtetag zu vertreten. Dies ist ja auch unser 
Mandat. Und ich kenne auch keine andere Meinung aus dem Landkreistag, auch wenn ich vom 
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Landkreistag kein Mandat habe, hier aufzutreten. Der Städte- und Gemeindebund ist nicht be-
troffen, weil seine Mitglieder nicht Träger von Gesundheitsämtern sind. Deshalb sind wir – das ist 
unser Selbstverständnis – der Meinung, dass wir die kommunalen Interessen vertreten und damit 
aus unserer Sicht in besonderer Weise die Gemeinwohlinteressen artikulieren. 

Ich halte es für vollkommen in Ordnung, dass die Ärztinnen und Ärzte sowie die Ärzteverbände 
das Thema aus der Perspektive von Ärzten wahrnehmen. Dies will ich gar nicht diskreditieren, 
und ich halte es auch für legitim. Wir haben aber eine andere Wahrnehmung. Deshalb nimmt 
dieses Thema in meinen Ausführungen so einen breiten Raum ein. 

Ich will kurz mit Ihnen darüber sprechen, was denn die Funktion eines stellvertretenden Amtslei-
ters ist. Darauf kommt es doch an. Über was diskutiert man denn mit seiner Amtsleitung? Der 
geringste Teil betrifft doch im engeren Sinne ärztliche Leistungen. Bei uns ist die Amtsleitung für 
das Budget des Amtes zuständig. Es gibt ein Amtsbudget. Dieses muss verwaltet werden. Dafür 
gibt es einen zentralen Dienst. Dieser unterstützt die Amtsleitung, die das Budget verwalten muss. 
Sie muss die Personaleinstellungen machen, sie hat die dezentrale Ressourcenverantwortung, 
sie muss personalarbeitsrechtliche Maßnahmen ergreifen. Sie muss organisatorische Maßnah-
men ergreifen. Dies alles macht eine Leitungsfunktion aus – in jedem Amt, egal, worum es inhalt-
lich geht. Dies bricht sich dann nach unten herunter.  

Ein Vergleichsbeispiel: Ich bin selbst langjährig Aufsichtsratsvorsitzender eines Krankenhauses 
gewesen. Das macht nicht nur Freude. Da gibt es immer einen kaufmännischen Direktor, einen 
ärztlichen Direktor und einen Aufsichtsratsvorsitzenden. Das Sagen in dem Krankenhaus, außer-
halb der engeren medizinischen Fragen, hat der kaufmännische Direktor. Niemals – ich würde 
das jedenfalls nicht tun – würde der kaufmännische Direktor ärztliche Fragen beeinflussen. Der 
Arzt wird natürlich von einem Arzt vertreten. Dies ändert aber doch nichts daran, dass das Kran-
kenhaus nicht von einem Arzt organisiert wird, sondern von einem Kaufmann. Dafür gibt es ja 
auch plausible Gründe. Warum soll ein Gesundheitsamt nicht ähnlich organisiert werden – inter-
disziplinär? Warum sagt man, das dürfen ausschließlich Ärzte organisieren? Dies leuchtet der 
kommunalen Familie nicht ein. 

Da lohnt sich im Übrigen ein Blick über den Tellerrand. In der Gesundheitspolitik bin ich auch auf 
Bundesebene unterwegs. Ich habe z. B. mit dem Leiter des Niedersächsischen Landesgesund-
heitsamtes telefoniert und habe ihn ganz dreist gefragt, welche Fachrichtung er hat und ob er 
ÖGD-Arzt ist. Er sagte mir: Nein, das bin ich nicht. Ich bin Facharzt für Innere Medizin. – Da frage 
ich mich: Warum gibt es eigentlich in Hessen so eine gigantische Diskussion über diese Frage, 
wenn es in Niedersachsen noch problemlos möglich ist, dass ein Nicht-Facharzt für den ÖGD 
Präsident des Landesgesundheitsamtes wird? Es gibt schon jetzt Bundesländer, in denen der 
Leiter des Gesundheitsamtes überhaupt kein Arzt ist. Das gibt es schon jetzt. 

Weil es mich persönlich etwas geärgert hat, möchte ich an dieser Stelle etwas betonen. Sehen 
Sie es mir bitte nach, dass ich das hier herauslassen muss. Um es vorsichtig zu formulieren: Ich 
habe es ein Stück weit als Geringschätzung gegenüber anderen Fachdisziplinen empfunden, was 
hier teilweise gesagt wurde. Dies halte ich nicht für in Ordnung. Ich kenne hervorragende Ärzte, 
und ich kenne auch schlechte Ärzte. Und ich kenne auch exzellente Mitarbeiter, die Nicht-Ärzte 
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sind und andere Disziplinen vertreten – egal ob Bauingenieur oder Jurist. Ich bin nicht der Mei-
nung, und es entspricht nicht meinem Weltbild, dass Ärzte alles am besten können. Ich sage es 
einmal zugespitzt. Dies ist nicht ganz so boshaft gemeint, wie es sich vielleicht anhören mag. 
Dies ist aber meine Erwartungshaltung, die übrigens etwas mit meinem Führungsethos zu tun 
hat. Wenn mir das in meinem Gesundheitsamt begegnen würde, gäbe es Ärger mit mir. Ich er-
warte, dass jeder, vom Pförtner bis zum Arzt, respektvoll und vernünftig behandelt wird. Zu sagen: 
„Wenn jemand Nicht-Arzt ist, dann ist das eine Verschlechterung.“, entspricht nicht meiner Mei-
nung. Meine Damen und Herren, dies sage ich ganz deutlich. 

Hier geht es nicht nur um Arbeitskräftemangel. Diesen haben wir auch. Ich sage Ihnen gleich ein 
paar Zahlen. Hier geht es um Interdisziplinarität. Wir wollen besser werden. Und wir wollen andere 
Disziplinen einbinden können, weil wir gesehen haben, dass es in der Corona-Pandemie auch 
anderer Fähigkeiten wie etwa Managementkompetenz bedarf. Natürlich soll ein Stellvertreter nie-
mals ärztliche Entscheidungen treffen, wenn er kein Arzt ist. Das ist doch völlig klar. Aber die 
Weiterbildung kann auch ein anderer Facharzt aus dem öffentlichen Gesundheitsdienst machen, 
der nicht Leiter ist. 

Wir haben 15 Arztstellen in Wiesbaden; 13 sind besetzt. Darunter ist eine einzige ÖGD-Ärztin. 
Die anderen Ärzte vertreten andere Fachrichtungen: Pädiatrie, Innere Medizin, Psychiatrie, Neu-
rologie, Psychotherapie usw. All das gibt es, aber eben nur eine ÖGD-Ärztin. Die Herren links 
neben mir würden sagen: Diese eine Dame müsste dann beides machen. – Erstens: Der Magist-
rat hat keine Wahl. Die einzige Dame, die diese Fachrichtung zurzeit hat, muss genommen wer-
den, weil es keine Alternative gibt – mal alle anderen Gesichtspunkte ausgeblendet, die für die 
Ausübung einer solchen Stellung von Bedeutung sind. Und zweitens muss sie beide Funktionen 
auf einmal ausüben, weil man keinen Stellvertreter benennen kann. 

Dies ist ja nicht die Realität in Hessen. Wir haben zurzeit in Hessen insgesamt 319 Ärzte in den 
Gesundheitsämtern. Davon verfügen 38 über die Facharztausbildung für den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst. Und wir haben 48 Leitungsstellen. Es gibt in Hessen 24 Gesundheitsämter. 
Durch die Zweckverbandslösung – das ist eben vorgetragen worden – werden zwei Gebietskör-
perschaften bedient. Wir sind also gegenwärtig schon nicht in der Lage, zehn Leitungsstellen so 
zu besetzen, wie das geltende Gesetz es vorsieht. Dafür gibt es pragmatische Lösungen. Ich 
habe Ihnen eben gesagt: Die hier anwesende Frau Dr. Hirsekorn ist Fachärztin für Psychiatrie, 
Neurologie und Psychotherapie. Sie ist stellvertretende Leiterin, sie ist nicht ÖGD-Ärztin. Das 
habe ich der Aufsichtsbehörde im Regierungspräsidium mitgeteilt. Man hat mir nicht mitgeteilt, 
dass das nicht geht. Und so ist das Problem in ganz vielen Gesundheitsämtern pragmatisch ge-
löst worden. Das heißt, die Realität in Hessen entspricht sowieso nicht 1 : 1 dem geltenden Ge-
setz. Weil man sich nach der Decke strecken musste, hat man Lösungen gefunden. 

Wenn Sie sich die Frage stellen, ob das tatsächlich alles so sein muss wie in Hessen, dann kann 
ich Ihnen nur den Blick in andere Bundesländer empfehlen. Dort kommt es auch jetzt schon vor, 
dass Leitungen gar keine Ärzte sind. Da wäre ich übrigens skeptisch. Ich will die Frage, die mir 
eben gestellt worden ist, klar beantworten. Ich persönlich bin natürlich der Meinung, dass der 
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Leiter eines Rechtsamts immer ein Jurist sein sollte. Frau Böhm, Sie haben das gesagt. Als lang-
jähriger Angehöriger der Staatskanzlei kann ich Ihnen aber sagen, dass wir auch Zeiten hatten – 
da war ich im Rechtsamt –, in denen der stellvertretende Leiter der Rechtsabteilung in der Hes-
sischen Staatskanzlei, also der stellvertretende Chefjustiziar, kein Jurist war. Dieser hatte sich 
als langjähriger Personalratsvorsitzender bewährt und hat dann diese Funktion übernommen. Ich 
persönlich hätte da eher Bauchschmerzen, das gab es aber immer. 

Ich will nur sagen, dass Sie davor gar keine Angst zu haben brauchen. Natürlich werden wir 
weiterhin die nötige Anzahl qualifizierter Fachärzte im Gesundheitsamt haben. Wir diskutieren 
hier nur die Frage: Darf ausschließlich eine einzige Facharztgruppe die Funktion der Leitung aus-
üben? Da sind wir als kommunale Familie der Meinung, dass es dafür überhaupt keinen Grund 
gibt. Die Fachlichkeit kann auch so aufrechterhalten werden. In klarer Abgrenzung zu dem, was 
Herr Maier für die Landesärztekammer gesagt hat, sehen wir darin überhaupt keine Abschwä-
chung. Wir sehen darin ein Verbesserungspotenzial, weil wir andere Disziplinen gewinnen, die 
hervorragend vorbereitet sind. Ich habe Ihnen das bereits gesagt. Wir haben zwei Leute aus 
Großbritannien mit einem Public Health-Studium eingestellt. Die bringen sehr interessante As-
pekte und Erfahrungen ein. Großbritannien ist übrigens das Mutterland von Public Health in Eu-
ropa, würde ich sagen. Die sind anders organisiert als wir, aber nicht unbedingt schlechter. Wenn 
Sie sich mit Corona beschäftigen: Alle Zahlen kommen doch aus Israel, Großbritannien und aus 
den Vereinigten Staaten. Wir sind in unserem Land doch kaum in der Lage, Zahlenmaterial zu 
generieren. Entschuldigung, aber dies muss man doch alles mal zur Kenntnis nehmen. 

Ich bin kein Arzt. Trotzdem bin ich der Fachvorgesetzte des Leiters des Gesundheitsamts. Nie-
mals – das würde ich auch nicht tun, wenn ich Arzt wäre – mische ich mich in medizinische 
Entscheidungen ein – allein aus Gründen politischer Klugheit. Als Nicht-Arzt mache ich dies 
schon gar nicht. Trotzdem ist es doch schon jetzt Realität, dass der Magistrat, der Kreisausschuss 
unsere zuständige Behörde ist. Das ist die Anstellungsbehörde. Und der Dezernent ist der Fach-
vorgesetzte, ob er Arzt ist oder nicht. Es sind doch viele Fragen zu entscheiden, bei denen es 
sich gar nicht um medizinische Fragen im engeren Sinne handelt. Mieten Sie ein Impfzentrum 
an? Stellen Sie bestimmte Leute ein? Kaufen Sie ein bestimmtes Programm? Es gibt eine ganze 
Reihe von Organisations- und Verantwortungsfragen, die in der Leitung mit zu entscheiden sind, 
jedenfalls nach dem Verwaltungsmodell, das in vielen Städten angewandt wird. Da werden auch 
andere Kompetenzen abgefragt. 

Das Landesgesundheitsamt ist von Herrn Pürsün mehrfach angesprochen worden. Ich sage es 
mal präzise und genauso emotional, wie auch mein Vortrag war: Die Kommunen wollen kein 
Parallelbeispiel zur hessischen Veterinärverwaltung haben. Auch die hessische Veterinärverwal-
tung haben Sie kommunalisiert. Wir haben sie übernommen und führen sie engmaschig nach 
den Vorgaben des Landesministeriums. Datenerfassungssystem, Kontrollintensität, Meldewe-
sen – alles das wird vom Land zentral vorgegeben. Wenn es dann beispielsweise einen Lebens-
mittelskandal gibt, hat das Landesministerium damit natürlich nie etwas zu tun. Die wissen alles, 
und zwar besser als ich. Während ich hier sitze, kann das Fachministerium unsere Datenbank 
aufrufen und kann feststellen, welcher Lebensmittelbetrieb in Wiesbaden zuletzt kontrolliert wor-
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den ist. Wie hoch ist die Quote fristgerechter Erledigung? Welche Defizite hat Herr Franz in die-
sem Bereich? Das wissen die alles. Wir sagen: Das wollen wir in der Gesundheitsverwaltung 
nicht erleben. Wenn Ihr glaubt, Ihr könnt das alles am besten, dann übernehmt als Land die Ver-
waltung und macht es selbst. 

Dies war unsere Sorge beim Landesgesundheitsamt. Wir haben uns dann aber entschlossen, 
dass wir den Weg jetzt mal mitgehen. Wir zeigen ein Stück weit Vertrauen, indem wir sagen: Wir 
finden eine gute Lösung. Auch wir glauben, dass es ganz viele Themen gibt, die man zentral 
bearbeiten kann. Dies kann Gesundheitsämter entlasten, beispielsweise bei einem neuen Feld, 
das ich vorangetrieben habe – auch wenn man es mir aus allen Ecken vielleicht nicht zutraut. Ich 
habe mich ganz engagiert um das Thema Umweltmedizin gekümmert, weil ich glaube, dass dies 
ein Zukunftsthema ist. Denken Sie an die klimapolitischen Veränderungen und die Auswirkungen 
auf die Gesundheit in der Bevölkerung. Ich bin der Meinung, das ist ein wichtiges Thema, das 
z. B. in einem Landesgesundheitsamt aufgearbeitet werden sollte. Da kann Fachlichkeit als Res-
source zur Verfügung gestellt werden. Was wir nicht wollen: gegängelt werden wie mit der Vete-
rinärverwaltung. Damit lasse ich es auf sich beruhen. Sie wissen, was ich meine. 

Die Frage, wie viele Mitarbeiter es gibt, muss letztlich das Land beantworten. Das Land muss 
entscheiden, wie viele Mitarbeiter es braucht, um diese Aufgaben im Landesgesundheitsamt zu 
erledigen. 

Ich glaube, ich habe alle Fragen aus kommunaler Sicht beantwortet. Wie gesagt, bitte nehmen 
Sie einfach mit: Die Leitung eines Amtes ist verantwortlich für die gesamte Organisation des Be-
triebes, aber sie ist nicht Vorgesetzter für die medizinischen Fragen in dem Amt. Die Leitung ist 
für alles zuständig, und das können auch andere Disziplinen. Wir versprechen uns von Interdis-
ziplinarität einen Mehrwert. Um diesen Gedanken noch einmal deutlich herauszuarbeiten: Wir 
betrachten diese nicht nur als eine Notlösung und kurzfristige Reaktion darauf, dass wir gegen-
wärtig die für die Aufgabenerfüllung benötigten Ärzte nicht haben. Nein, im Gegenteil: Wir glau-
ben, dass Interdisziplinarität in Summe mehr Qualität bringt, weil sie bereichert. Und noch einmal: 
Der Arzt wird in medizinischen Fragen von einem Arzt vertreten und von niemandem anderen. 
Das stellen wir überhaupt nicht infrage. Auch wir wollen den ÖGD in seiner Leistungsfähigkeit 
gesteigert wissen. 

 

Dr. Jürgen Krahn: Bevor ich auf die Fragen antworte, muss ich auf zwei oder drei Punkte aus 
dem emotionalen Vortrag meines Vorredners eingehen. Ich habe stark nachgedacht, aber ich 
kann die ärztliche Arroganz, die Sie geschildert haben, nicht sehen. Ich persönlich fühle mich hier 
leicht angegriffen. Ich weiß nicht, worin diese Arroganz bestanden haben soll. Ich persönlich muss 
sagen: In meinem Gesundheitsamt arbeiten mehr als zehn akademische Fachrichtungen zusam-
men, anders als in der Klinik: Gesundheitswissenschaftler – dazu sage ich gleich noch etwas –, 
Hygieneingenieure, Umweltingenieure, Sozialpädagogen, Psychologen. Wenn unsere Forderung 
nach einem Facharzt als Leiter des Gesundheitsamtes wirklich den Tatbestand der Arroganz er-
füllen würde und ich den ganzen Tag im Gesundheitsamt herumlaufen und sagen würde „Ich bin 
der einzige, der es kann.“, dann dürften Sie mir Arroganz vorwerfen. Ich kann nur sagen: Wenn 



20. WAHLPERIODE 
 

Heuer/Schütze 27 SIA 20/83 – 03.11.2022 

es medizinische Einrichtungen in Deutschland gibt, die für Interdisziplinarität stehen, dann sind 
es die Gesundheitsämter. Ein weiterer Aspekt: Sie sind relativ sicher der Dienstvorgesetzte. Die 
Fachvorgesetzten der Gesundheitsämter sind beim Regierungspräsidium, in der obersten Ge-
sundheitsbehörde. Insofern sind Sie in Bezug auf Fachangelegenheiten eben nicht der Vorge-
setzte. 

Ich möchte nun auf die Fragen von Frau Böhm eingehen. Ich bedanke mich für die Fragen – 
einige sind Steilvorlagen, andere sind ein wenig schwieriger zu beantworten. Welche Fachrich-
tung sollte die stellvertretende Leitung eines Amtes haben? Sie bringen nicht nur das Argument 
an, dass man die Leute nicht bekommt. Sie sagen ja im Prinzip: Die stellvertretende Leitung muss 
kein Facharzt sein. – Es ist für mich wichtig, dass dies herausgearbeitet wird. Hier besteht die 
Diskrepanz zu unserer Auffassung. Wir sagen, es muss so sein. Ich persönlich sehe es so: 20 
Jahre Tätigkeit als Internist bedeutet nicht, dass man ein Gesundheitsamt führen kann – das 
bedeutet, dass man wahrscheinlich ein extrem guter Internist ist, aber man kennt 5 bis 8 % des 
Gesundheitsamtes –; das ist also ein Irrglaube. Das ist nicht wahr. 

Wenn man diesen Facharzt nicht hätte, könnte man viele Entscheidungen nicht adäquat treffen. 
Es gibt in der Tat ärztliche Entscheidungen. Das wissen Sie alle. In der Corona-Pandemie habe 
ich einige der Anordnungen getroffen und nicht der Oberbürgermeister oder der Landrat. Wir 
haben uns natürlich im Krisenstab abgesprochen, aber im Infektionsschutzgesetz steht teilweise 
„amtsärztlich“. Wenn wir den Amtsarzt nicht hätten, könnten einige Entscheidungen in den Ge-
sundheitsämtern nicht getroffen werden. Es hätte meiner Meinung nach direkte und lineare Aus-
wirkungen auf den Schutz und auf die Gesundheitsvorsorgemaßnahmen der Bevölkerung, wenn 
wir keinen Arzt in dieser Position hätten. Das wären meiner Meinung nach die Dinge, die daraus 
resultieren würden. 

Ich habe in meinem Amt mittlerweile drei Gesundheitswissenschaftlerinnen und Gesundheitswis-
senschaftler, die Public Health studiert haben. Es ist ein Irrglaube, öffentliches Gesundheitswe-
sen und Public Health seien gleichzusetzen, wenngleich dies die deutsche bzw. die englische 
Übersetzung ist. Das sind zwei unterschiedliche Dinge. Ja, diese Personen machen bei mir einen 
super guten Job. Sie kommen aber aus einer theoretischen bzw. wissenschaftlichen Richtung. 
Mein Dezernent hat beispielsweise eine Referentin, die Gesundheitswissenschaftlerin ist. Dort ist 
sie super gut aufgehoben. Aber von allem, was ein Arzt während seiner sechsjährigen Ausbildung 
als Facharzt gelernt hat, wissen die Gesundheitswissenschaftler sehr wenig. 

Frau Böhm, ich mache mir in der Tat Sorgen um mein Personal in Darmstadt. Es ist einfach so: 
Es gibt einen Wettbewerb, und wir haben ein Tarifproblem. Das will ich aber nicht in dieses Haus 
tragen. Das müssen wir generell lösen. Es gibt einen Wettbewerb. Ich würde sagen, wir in den 
hessischen Gesundheitsämtern haben einen gewissen Kodex, dass wir aktiv von den Kollegen 
niemanden abwerben. Was soll ich sagen? Wenn wenige Fische im Teich schwimmen, können 
auch nur einige etwas fangen. So ist das nun halt. 

Die Frage zur Pflege finde ich sehr gut. Wir haben nicht die Domäne im Pflegebereich. Diese liegt 
in der Tat bei der Betreuungs- und Pflegeaufsicht beim Versorgungsamt. Ich persönlich erhoffe 
mir, dass im Pflegebereich Standards z. B. zur Hygiene erarbeitet werden. Ich hoffe, dass eine 
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Vernetzung stattfinden wird. Ich denke, dass der Medizinische Dienst dabei sein sollte. Wie ge-
sagt, die Aufsicht liegt bei der Betreuungs- und Pflegeaufsicht beim Versorgungsamt. Ich sehe 
dies zukünftig im hessischen Landesamt für Gesundheit im Bereich Pflege beheimatet. 

Zu der Unterstützung, die wir uns erhoffen: Ich habe es schon einmal gesagt, dass wir während 
der Corona-Pandemie ein Trommelfeuer von Verordnungen, Gesetzen und RKI-Richtlinien hat-
ten. Wir haben fünfmal in der Woche dagesessen und haben probiert, dies für die Bevölkerung 
zu übersetzen, damit wir an der Hotline richtig Auskunft geben konnten, damit wir die Pflegeein-
richtungen richtig beraten konnten und damit wir jeweils wussten, wie lange beispielsweise die 
Quarantäne dauert. Man kann sich sehr bildlich vorstellen, wie gut es wäre, wenn dies nicht mehr 
montags an 24 verschiedenen Orten passiert, sondern an einem Ort, an dem dann eventuell auch 
Gesundheitsamts-Mitarbeiter und Ärzte mit guter Expertise unterstützen können. Dies denken wir 
uns so in allen Bereichen, egal ob es um die Hygieneüberwachung von medizinischen Einrich-
tungen oder um Gutachten etc. geht. Wenn man so etwas komprimiert macht, kann das eine 
Hilfestellung für alle Gesundheitsämter sein. Dies erhoffen wir uns ganz konkret. 

Gesundheitsberichterstattung? – Frau Böhm hat einen Landesgesundheitsbericht gefordert. 
Keine Angst. Die Gesundheitsämter machen Gesundheitsberichterstattung. Wir sind gesetzlich 
dazu verpflichtet. Wir machen es aber nach Kassenlage, und wenn wir Personal dafür haben. 
Natürlich versorge ich meine politischen Verantwortlichen beispielsweise mit den Einschulungs-
zahlen oder mit den Impfzahlen. Wie viele Fälle von Masern gab es letzte Woche? Wie sehen die 
aktuellen Corona-Zahlen aus? Das machen wir. Um Ihnen ein Beispiel zu nennen: Ich habe 2022 
aus dem Pakt für den ÖGD zwei Stellen für die Gesundheitsberichterstattung geschaffen, weil 
wir einen kommunalen Gesundheitsbericht machen. Hier wird ein Landesgesundheitsbericht ge-
fordert. Diese greifen natürlich ineinander, und auch hier erhoffe ich mir eine Zusammenarbeit. 
Das ist nicht ein Gegeneinander, sondern es wird hoffentlich ein Miteinander sein. Bisher war es 
aber einfach so, dass die Gesundheitsämter so schwach aufgestellt waren, dass dies in der Pri-
orisierung relativ weit hinten war. Natürlich haben wir dies aber stets betrieben, und wir müssen 
es jetzt ausbauen. Das ist vollkommen richtig. 

Wie kann man den „Facharzt ÖGD“ attraktiver machen? – Das ist eine sehr interessante Frage. 
Ich habe etwas über Wartezeiten bei der Famulatur gehört. Diese gibt es nicht. Wir sind mittendrin 
in einem Prozess. Wir machen das, seitdem ich Landesvorsitzender bin. Wir haben eine Image-
kampagne von unserem Bundesvorstand gestartet. Frankfurt ist das einzige Gesundheitsamt – 
mittlerweile gibt es zwei weitere –, das das PJ angeboten hat. Wir haben uns beim Hessischen 
Landesprüfungs- und Untersuchungsamt im Gesundheitswesen akkreditieren lassen, sodass wir 
Famulatur anbieten können. Es waren mittlerweile zehn Medizinstudenten bei uns. Die sind ins-
gesamt einen Monat bei uns, sie sind jede Woche in einer anderen Abteilung und haben immer 
einen direkten Ansprechpartner. Sie sind alle relativ begeistert. Wir sind also auf dem Weg. Aber 
wir müssen den Leuten etwas bieten. Das ist entscheidend. 

Ich sehe es etwas anders als Henrik Reygers. Die jungen Menschen haben uns mittlerweile auf 
dem Schirm. Zu meiner Zeit hat sich jeder nur überlegt: Mache ich Innere Medizin oder Chirurgie? 
Heute sind die jungen Leute an den gesundheitspolitischen Fragestellungen interessiert. Als ich 
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vor 30 Jahren studiert habe, war das nach meiner Wahrnehmung anders. Heute haben uns die 
jungen Menschen auf dem Schirm, aber wir müssen uns selbstverständlich bemühen und ihnen 
Angebote machen. Wie gesagt, ich trage den Tarifkonflikt nicht hier hinein, aber sie brauchen 
auch eine adäquate Bezahlung. Es muss nicht an der Bezahlung hängen, ob sie an die Kreisklinik 
oder an das Gesundheitsamt gehen. Wir müssen ihnen Weiterbildung und interessante Stellen 
anbieten. Dies müssen wir machen. 

Ganz zum Schluss: Wir fordern – das wurde falsch verstanden – für das Landesamt natürlich 
einen Arzt und keinen Facharzt für öffentliches Gesundheitswesen. Dr. Matthias Pulz, der Vor-
gänger des aktuellen Leiters des Niedersächsischen Landesgesundheitsamtes – den ich noch 
nicht kenne – ist Mikrobiologe und Virologe, und ich schätze ihn sehr. Wir fordern nur, dass es 
ein Arzt ist. Es muss kein Facharzt für öffentliches Gesundheitswesen sein. Den brauchen wir im 
Gesundheitsamt, nicht im Landesamt. 

 

Dr. Nikolas Sapoutzis: Zunächst einmal zu der Frage, wie mein persönlicher Standpunkt hin-
sichtlich der Vertreterposition ist. Auch ich bin der Ansicht, dass dort ein Facharzt hingehört. 
Selbstverständlich zeigt uns der Pragmatismus – der Kollege hat eben die aktuellen Zahlen er-
wähnt –, dass schon jetzt nicht alle Gesundheitsämter die stellvertretenden Positionen mit Fach-
ärzten besetzen können. Das ist mir bewusst. Das ist in unserem Kreis auch nicht anders. Ich bin 
Facharzt – ich bin allerdings viele Jahre in anderen Bereichen auch in Führungspositionen tätig 
gewesen –, und ich bin zudem Volljurist, sodass ich ein etwas anderes Qualifikationsspektrum 
mitgebracht habe. Aber auch ich hatte anfangs Probleme – ich habe den Job zu Beginn der Pan-
demie angetreten –, mich in den besonderen Anforderungen dieses Amtes und dieser Funktion 
zurechtzufinden. Ich bin der Ansicht, dass wir diese Positionen mit Kollegen besetzen müssen, 
die über eine langjährige Erfahrung in allen Teilbereichen, die der öffentliche Gesundheitsdienst 
abbildet, verfügen. Das sind nun mal nur die Fachärzte. Wenn wir jetzt anfangen, die Standards 
herunterzuschrauben, dann werden die Stellen, die wir aktuell unbesetzt haben, noch mehr wer-
den. Und künftig werden dann auch immer weniger Ärzte überhaupt die Leitungsfunktion über-
nehmen können – ich rede nicht einmal mehr von der Stellvertreterposition. 

Wenn Sie sich die Altersstruktur der Ärzteschaft anschauen – und das nicht nur im öffentlichen 
Gesundheitsdienst: Es gehen eine Menge von Kolleginnen und Kollegen in den nächsten fünf bis 
zehn Jahren in Rente. Das bedeutet, dass sich dieser Zustand – wenn wir jetzt nicht schnell 
entgegenwirken – in den nächsten Jahren um ein Vielfaches verschlechtern wird. Dann erleben 
wir einen Qualitätsabfall in der Versorgung und in der Koordination der Gesundheitsversorgung. 
Das möchten wir in Anbetracht der Tatsache, dass wir gerade eine Pandemie durchmachen, in 
der Zukunft auf keinen Fall erleben. 

Was wünsche ich mir von einem Landesgesundheitsamt? Der Kollege Krahn hat dazu treffend 
vorgetragen: Unterstützung bei der Prozessentwicklung. Wir hatten während der Pandemie das 
Problem, dass jedes Gesundheitsamt von Anfang an alle Probleme für sich selbst, für den eige-
nen Kreis lösen musste. Da erhoffe ich mir in der Zukunft mehr Unterstützung. Es geht um eine 
rechtliche Unterstützung und eine fachliche Unterstützung bei den Problemen, die man täglich 
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bewältigen muss – nicht als Aufsicht, sondern in einem kollegialen, vertrauensvollen Verhältnis. 
Ein Landesgesundheitsamt kann möglicherweise als Bindeglied zwischen den Gesundheitsäm-
tern fungieren und dann entsprechend Lösungen koordinieren. 

Noch einmal zur stellvertretenden Leitung: Auch ich habe mich ein bisschen angegriffen gefühlt. 
Es hat nichts mit Arroganz zu tun, dass diese Position einem Arzt übergeben werden sollte. Na-
türlich haben wir Ärzte nicht die Weisheit gepachtet. Aber auch wir führen viele administrative 
Tätigkeiten aus, wir beschäftigen uns mit Personalfragen, und wir erledigen organisatorische Auf-
gaben. Es gibt auch für uns unfassbar viele Aufgaben, die nicht medizinischer Natur sind. Bei 
allen diesen Fragen sollten aber der Fokus des Mediziners und die vielfältigen Belange der ein-
zelnen Teilbereiche des öffentlichen Gesundheitsdienstes berücksichtigt werden, um die richtigen 
Lösungen zu finden. Dafür braucht es jemanden, der die entsprechende ärztliche Erfahrung in 
dem Bereich hat – mit der speziellen Qualifikation. Ich selbst bin noch nicht Facharzt für den 
öffentlichen Gesundheitsdienst, und ich plädiere trotzdem dafür, dass diese Qualifikation gefor-
dert wird. Natürlich soll es Übergangsregelungen geben. Es soll Kollegen wie mir die Möglichkeit 
gegeben werden, diese Qualifikation auch nachträglich zu erlangen. Aber wenn diese Anforde-
rung grundsätzlich gestrichen wird, werden wir in Zukunft in eine prekäre Situation kommen. 

 

Dr. Henrik Reygers: Ich werde mich kurzfassen. Ich will ein Beispiel aus meinem Amt geben: 
Ich bin seit über 33 Jahren im ÖGD. Ich bin kommissarischer Leiter eines Gesundheitsamtes – 
mit Ausnahmegenehmigung. Eigentlich sollte das nur eine temporäre Lösung sein. Das ist es 
aber aufgrund von Personalmangel leider nicht geworden. Mein Amt besteht im Großen und Gan-
zen aus der Boomer-Generation. Das bedeutet, in kürzester Zeit wird aufgrund von Pensionie-
rungen ein massiver Brain-Drain stattfinden. Das tradierte Wissen wird verlorengehen. Das wird 
ein Problem, das die Gesellschaft wirklich berühren wird. In meinem Kreis sind mir die Problem-
fälle bekannt – sei es das Thema Trinkwasserbrunnen, sozialhilfeproblematische Familien in der 
vierten Generation usw. Dieses Wissen wird auf einmal weg sein. 

Herr Kollege Krahn sagte zu Recht, dass wir das Tarifproblem nicht in diesen Raum tragen müs-
sen. Ich denke, dies ist allgemein bekannt. 

Zu dem Problem, dass der ÖGD bei jungen Menschen relativ unbekannt ist: Im Jahre 2019 habe 
ich in Berlin auf einer Veranstaltung mit einem eigenen Stand zum ÖGD informiert. Dort habe ich 
mit Studenten, die im PJ – also in der letzten Phase ihres Studiums – waren, über den ÖGD 
gesprochen. Es herrschte eine große Unkenntnis über diesen Bereich. Natürlich haben wir un-
sere Broschüren. Natürlich versuchen wir vor Ort im Rahmen von Stipendienprogrammen, die 
eigentlich mittlerweile alle Kreise ab dem fünften Semester anbieten, die Leute an uns zu binden. 
Hier haben es die Städte, die sich in der Nähe einer Universität befinden, natürlich deutlich ein-
facher. Die Famulatur kann natürlich nicht jedes Gesundheitsamt anbieten. Meines kann es nicht, 
weil nur der Stellvertreter Facharzt ist, und er arbeitet nur 30 Stunden in der Woche. 

Das Landesgesundheitsamt – dies sehe ich genauso – soll eine kollegiale Beratungseinrichtung 
sein. Bis dato lief es so, dass es Arbeitsgemeinschaften unseres Landesverbandes gab. Das 
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heißt, für jeden Beritt, wo Spezialisierung und eine fachliche Qualifikation erforderlich waren – 
Hygiene, Pädiatrie usw. –, hat man sich zusammengesetzt und Dinge erarbeitet, die dann an die 
anderen Gesundheitsämter als Hilfestellung weitergereicht worden sind. Dies wäre die Aufgabe 
eines Landesgesundheitsamtes. Es soll uns beraten und soll mithelfen, wenn wir Not haben. Es 
soll uns aber nicht „hineinregieren“. Jedes Gesundheitsamt hat vor Ort seine regionalen Beson-
derheiten und auch seine besondere politische Situation. 

In einem Punkt haben Herr Kollege Krahn und ich etwas divergierende Meinungen. Sie haben es 
ja mitbekommen: Ich bin kein Facharzt für den ÖGD und arbeite mit Ausnahmegenehmigung. 
Mein Gesundheitsdezernent vertritt die Sicht des HLT und des Städtetages. Ich verstehe meinen 
Gesundheitsdezernenten aber auch und habe ihn in dem Punkt auch in einem gewissen Maße 
unterstützt, weil ich einfach die Not vor Ort sehe. Natürlich sollte die Qualifikation als Facharzt für 
den ÖGD auf lange Sicht Conditio sine qua non sein – ganz einfach, um die Weiterbildung zu 
ermöglichen. Wir haben z. B. im Bereich der Krankenhaushygiene nur noch eine Professur in 
Hessen. Das heißt: Brechen die Weiterbilder weg, haben wir am Ende im Prinzip keine Facharzt-
Weiterbildungsmöglichkeit mehr. Dies wird ein Problem sein. 

Ich stimme allen Kollegen zu: Der Facharzt für öffentliches Gesundheitswesen ist ein unheimlich 
anspruchsvoller, aber auch ein unheimlich interessanter Job. Man kommt morgens ins Amt und 
weiß nicht, was bis zum Abend passiert: Leichenschauschein, Seuche, Meningokokken, Menin-
gitis. Es können Tausende Dinge passieren, mit denen man eigentlich nicht gerechnet hat. Man 
muss für diese Tätigkeit wirklich flexibel sein. Deshalb noch einmal meine Forderung: Arzt? – Ja. 
Facharzt für den ÖGD? – Soweit als möglich, ansonsten mit Ausnahmegenehmigung. 

Zum Thema Personal: Ich bin in meinem Amt der primus inter pares. Als ich kommissarischer 
Amtsleiter wurde, habe ich gesagt: Wenn ich etwas sage, das aus eurer Sicht nicht richtig ist, 
dann tretet mir bitte gegen das Schienbein und weist mich darauf hin, dass es so nicht geht. – 
Am Ende entscheide ich. Ich kann auch anders entscheiden. Manchmal bleibe ich auch bei mei-
ner Meinung, weil ich sie als richtig erachte, aber dann muss ich natürlich auch die Konsequenzen 
tragen. Ohne meine Verwaltungsleitung könnte ich nicht arbeiten, ohne meine Sekretärin könnte 
ich nicht arbeiten, ohne meine Sozialpädagogen könnte ich nicht arbeiten. Wenn ich alles könnte, 
könnte ich das Ganze auch als ein Einmannbetrieb aufziehen. 

Zum Bewerbermangel: Zu meiner Studentenzeit Anfang der 1980er-Jahre, dies ist schon ein paar 
Tage her, war das Fachgebiet ÖGD in der Tat ein bloßes „Abzeichnungsfach“ – und dann ist man 
nach Hause gegangen. 

Ganz wichtig ist – das möchte ich wiederholen –: Das Landesgesundheitsamt muss für den Be-
reich ÖGD durch einen Arzt – nicht durch einen Facharzt für ÖGD, es kann auch ein Kranken-
haushygieniker, ein Mikrobiologe etc. sein – geleitet werden, um eine kollegiale Zusammenarbeit 
zu gewährleisten. Ich bitte darum, dieses Amt nicht als Aufsichtsbehörde oder Anordnungsbe-
hörde einzurichten, denn jedes Gesundheitsamt hat vor Ort andere Probleme. 
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Dr. Katharina Böhm: Ich wurde gebeten, auszuführen, welche Aufgaben das neue Landesamt 
im Bereich Prävention und Gesundheitsförderung übernehmen kann. Ferner gab es zwei spezi-
elle Fragen zur Gesundheitsberichterstattung. Damit möchte ich anfangen. Die Gesundheitsbe-
richterstattung ist ein breites Feld; natürlich ist da viel möglich. Es gibt eine minimale Lösung. Es 
gibt Indikatoren – darauf haben sich die Bundesländer mehr oder weniger geeinigt –, die den 
Kernbestand einer Gesundheitsberichterstattung erfüllen sollten. Dies wäre aus meiner Sicht der 
erste Schritt. Das neue Landesamt sollte aber auch ein bisschen zukunftsgerichtet sein. Wenn 
ich mir anschaue, was möglich ist und in welche Richtung es gehen sollte, dann würde ich sagen: 
Eine Gesundheitsberichterstattung muss alle sozialen Determinanten der Gesundheit erfassen, 
weil Gesundheit eben nicht nur die Abwesenheit von Krankheit ist. Wir müssen uns vielmehr die 
Determinanten anschauen, die bestimmen, ob Menschen gesund bleiben oder krank werden. 
Dazu gehören Umweltdaten, Sozialdaten usw., die möglichst kleinräumig erfasst werden sollten. 

Jetzt komme ich auf die Anmerkung von Herrn Bartelt zurück: Das ist eben gerade das Problem. 
Es gibt viele Daten. Das ist richtig. In Deutschland tun wir uns aber aufgrund des Datenschutzes 
wahnsinnig schwer damit, diese miteinander zu verbinden. Diese Aufgabe könnte, wenn über-
haupt, nur das Landesamt übernehmen. Auf kommunaler Ebene sind die Gesundheitsämter da-
mit überfordert, zunächst einmal verschiedene Datensätze einzukaufen, das Ganze dann daten-
schutzrechtlich abzusichern, und schließlich die Daten zu matchen und auszuwerten. Dies betrifft 
gerade GKV-Daten. Ich kenne ein paar größere Gesundheitsämter in NRW, die regelmäßig Da-
ten bei der GKV einkaufen. Das ist dann natürlich auch eine finanzielle Frage. Auf Landesebene 
kann man dies sicherlich besser lösen. 

Bei der Gesundheitsberichterstattung, um dies noch einmal zusammenfassend vorzutragen, ist 
vieles möglich. Hier gibt es auch viele Vorbilder. Hier sind andere Bundesländer einfach schon 
einen Schritt weiter. Auch in Hessen gab es ja erste Modellversuche, verschiedenste Daten zu 
matchen. Dahin müssen wir kommen, wenn wir Gesundheit ganzheitlich verstehen wollen. Dann 
benötigen wir Umweltdaten, Lärmbelastungsdaten, Feinstaubbelastungsdaten, Grünflächenda-
ten etc. 

Dies leitet mich über zu der Frage von Frau Böhm: Was soll das Landesamt im Bereich der Prä-
vention und der Gesundheitsförderung leisten? – Es sollte die Gesundheitsämter fachlich unter-
stützen, wie es dies auch in den anderen Aufgabenfeldern der Gesundheitsämter tun wird. Es 
sollte in gemeinschaftlicher Zusammenarbeit für gleiche Standards sorgen. Wir haben bislang 
sehr viele dieser Aufgaben übernommen, weil Gesundheitsförderung und Prävention in der Ver-
gangenheit eine sehr untergeordnete Rolle bei den Gesundheitsämtern gespielt haben. Nur sehr 
wenige Ämter haben dies intensiv betrieben, um die wir uns dementsprechend kümmern konnten. 
Wenn dieser Bereich in Zukunft eine größere Rolle spielen wird – wie wir hoffen –, können wir 
dies im jetzigen Umfang einfach nicht mehr leisten. Die Zusammenarbeit und die Etablierung 
gleicher Standards – diese Aufgabe sehe ich im Landesgesundheitsamt. 

Welche Aufgaben sehe ich noch? – Hier geht es sehr viel um verhältnisbezogene Maßnahmen, 
also um alles, was in den Bereich der normativen Regulierung fällt, und vor allem auch um die 
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Zusammenarbeit mit anderen Bereichen. Das Thema Gesundheit ist nicht nur direkt im Gesund-
heitsbereich beheimatet. Aus meiner Perspektive hat der Gesundheitsbereich die Verantwortung 
dafür, aber er muss seine Arbeit mit den anderen Bereichen koordinieren. Nach meiner Auffas-
sung wird in Hessen bislang nur in sehr minimalem Maße ministeriums- und ämterübergreifend 
gearbeitet. Die entsprechenden Ressourcen sind einfach nicht vorhanden, sodass es Runde Ti-
sche zu den Themen Umwelt, Verkehr, Inneres und Sport, Bildung geben könnte, die sich des 
Bereiches der Gesundheitsförderung annehmen. Insofern wäre es schön, wenn das Landesamt 
hier eine koordinierende Funktion übernehmen könnte. 

Noch eine Ergänzung zur Gesundheitsberichterstattung: Wenn diese möglichst kleinräumig ge-
schieht, wäre den Gesundheitsämtern geholfen. Ja, die Ämter machen eine Gesundheitsbericht-
erstattung; manche Ämter bekommen das hin. Aber auch hier wäre eine fachliche Unterstützung 
sehr wichtig. Hier muss nicht jeder das Rad neu erfinden. Man könnte an so etwas denken wie 
an einen einheitlichen Basis-Gesundheitsbericht. Dann könnten die einzelnen Gesundheitsämter 
jeweils Schwerpunkte setzen. In NRW wird es beispielsweise so gemacht – je nachdem, wo die 
Prioritäten bzw. die Problemlagen in den einzelnen Kommunen sind. 

 

Christina Grün: Erwarten wir uns Verbesserungen für die Pflege? – Dies war die Frage in meine 
Richtung. Ja, wir erhoffen uns in der Tat von einem hessischen Landesamt für Gesundheit und 
Pflege entsprechende Verbesserungen. So wird dieses Amt nämlich heißen; der Begriff „Pflege“ 
ist im Namen enthalten. Derzeit sind die Aufgaben auf verschiedene Regierungspräsidien verteilt. 
Wenn diese unter einer Leitung zusammengefasst werden, gehen wir schon davon aus, dass 
sich Synergien ergeben und dass sich im täglichen Ablauf Vereinfachungen ergeben. 

Um etwas konkreter zu werden: Wir können uns durchaus vorstellen, dass z. B. die Anstrengun-
gen im Rahmen der Fachkräftesicherung im „Neuen Bündnis Fachkräftesicherung Hessen“ un-
terstützt werden. Dies kann ganz konkret an zwei Beispielen festgemacht werden. Zum einen 
könnte es bei der Anerkennung von ausländischen Pflegeberufen sicherlich Optimierungen ge-
ben; und zum anderen gilt dies auch für die Durchführung von Aus- und Weiterbildung. Insgesamt 
vertreten wir auf jeden Fall die Auffassung, dass es durchaus Sinn macht, durch Bündelung Sy-
nergien zu schaffen. 

 

Manuel Maier: Zum Thema Weiterbildung: Das zarte Pflänzchen ÖGD sollte gehütet werden. Es 
sollte nicht getreten werden. Insoweit zeugen die Äußerungen des Kollegen Franz nicht unbe-
dingt von Wertschätzung. Sie sollten sich gut überlegen, ob Sie sich dem anschließen möchten. 
Wertschätzung bedeutet, dass Sie – ich sage mal – es schätzen, etwas auch in Zukunft noch 
haben zu können. Dann müssen Sie es aber auch entsprechend behandeln. 

Wie sieht Weiterbildung aus? – Weiterbildung ist am besten mit dem Lehrer-Schüler-Prinzip zu 
vergleichen. Sie brauchen einen Lehrer. Seine Fachrichtung muss natürlich zwingend dem Fach 
entsprechen, das er lehren soll. Sonst wird es schwierig. Dies kennen Sie aus der Schule. Wenn 
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ein Mathelehrer Sport unterrichten soll, und er kann es nicht, dann wird das nichts. So ist es in 
diesem Fall auch. Sie brauchen einen Facharzt für ÖGD. Dieser vermittelt die Weiterbildung, und 
dafür muss er selber diesen Facharztabschluss haben. 

Zweitens sollte dieser Arzt auch eine gewisse Stehzeit haben. Das heißt, er sollte in seinem Fach 
auch tätig gewesen sein. Er sollte nicht nur ein Theoretiker sein, sondern er sollte auch die Praxis 
erlebt haben. Er sollte in diesem Fachbereich mindestens drei bis vier Jahre gearbeitet haben. 
Und ja, er sollte eine Stellvertretung aus demselben Fachbereich haben. Warum? – Weil er na-
türlich krank sein kann, er kann in den Urlaub fahren, es können längere Vakanzen auftreten etc. 
Und ja, diese Probleme haben wir auch jetzt schon. Sie sehen es an den Zahlen. In einigen 
Gesundheitsämtern ist genau dieses Verhältnis nicht erreicht. Genauer gesagt haben wir es im 
Moment in Frankfurt erreicht, und ansonsten herrscht Fehlanzeige. 

Wenn wir jemandem eine Befugnis erteilen, dass er weiterbilden darf, und sein Stellvertreter ist 
kein Facharzt, dann bedeutet dies natürlich in Zeiten der Vakanz, dass das, was er lehren soll – 
die Kompetenzen, für die wir auch einen entsprechenden Kompetenzkatalog haben –, nicht ver-
mittelt werden kann. Das Ergebnis ist: Die Zeit, die zur Weiterbildung eingeplant war, wurde er-
bracht, aber der Kompetenzkatalog ist leer. Mit einem leeren Kompetenzkatalog kann ich natür-
lich niemanden zur Facharztprüfung zulassen. Er muss voll sein. Das heißt, ich brauche die Zeit, 
und ich brauche die Kompetenz. Beides muss vorliegen, nur dann kann ich jemanden zur Fach-
arztprüfung zulassen. 

Jetzt fragen Sie natürlich: Wie viele Personen haben denn in den vergangenen Jahren die Fach-
arztprüfung abgelegt? – Das sind erschreckend wenige. Wie viele haben in Hessen dieses Jahr 
die Facharztprüfung erfolgreich bestanden? – Eine Person. Wenn Sie das Modell jetzt auch noch, 
ich sage mal, beschneiden, wenn sie es kleiner machen, wenn sie die Qualität noch weiter her-
untersetzen, dann wird das sicherlich nicht besser werden; denn dann fehlt einfach der Lehrer, 
der Inhalte vermitteln kann. Das ist sicherlich niemand, der irgendwie das fünfte Rad am Wagen 
ist, sondern das muss derjenige sein, der die größte Übersicht hat. Der Leiter des Amtes muss 
ÖGDler sein. Der hat die Verantwortung. Der kann entscheiden. Der kann am besten lehren, was 
der Schüler mitnehmen muss und braucht. Dann bekommen Sie auch die dringend benötigte 
nächste Generation, und diese muss fachlich gut sein. Vor fünf oder sechs Jahren wurden noch 
jährlich fünf bis sechs Facharztprüfungen erfolgreich abgelegt. Das heißt also, die Pandemie hat 
dieser Weiterbildung überhaupt nicht gutgetan. Das ist ja auch nicht weiter verwunderlich, denn 
in dieser Zeit herrschte ein Durcheinander. Es war schwierig, eine geordnete Weiterbildung an-
zubieten, sodass man etwas lernen kann und „gut durch die Kurve kommt“. 

Ich will Ihnen mal ein Beispiel geben: Bei der Landesärztekammer sind auch Ärzte beschäftigt, 
und sie muss sie auch bezahlen. Ich kann Ihnen sagen: Wir legen mehr auf den Tisch, als der 
Tarif vorsieht. Das heißt, auch wir bewegen uns in einem Wettbewerb. Dies soll für die anderen 
kein Anreiz sein, diesem Weg unbedingt zu folgen. Aber es ist natürlich so: Wenn man sich im 
Wettbewerb um ein knappes Gut befindet, dann orientieren sich die Leute an allen möglichen 
Kriterien. Natürlich ist der ÖGD-Beruf ein wahnsinnig spannendes Feld. Das ist bei den Leuten 
gefragt. Sie sollten aber auch wissen, dass sie damit hinterher eine Familie ernähren können und 
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sich nicht rechtfertigen müssen, dass sie im Krankenhaus oder in der Niederlassung als Vertrags-
arzt finanziell besser dagestanden hätten. Wir haben es hier nicht nur mit einem eindimensiona-
len Problem zu tun, sondern mit einem vielschichtigen. 

Damit ist auch klar: Wenn wir in die Zukunft des ÖGD blicken, müssen wir dieses Lehrer-Schüler-
Prinzip pflegen und die notwendigen Rahmenbedingungen schaffen. Zu diesen Rahmenbedin-
gungen gehört, wie gesagt, auf der einen Seite der Versuch, die Qualität möglichst hochzuhalten, 
und auf der anderen Seite das Bemühen, die wirtschaftliche Attraktivität dieses Berufes zu stei-
gern. Nur so wird der Nachwuchs in diesem Berufsfeld gesichert, und nur so kommt das Land 
Hessen in eine Situation, in der es sich keine Gedanken machen muss, dass es in zehn oder 15 
Jahren dort niemanden mehr gibt. 

 

Prof. René Gottschalk: Ich wurde gefragt, was ein Gesundheitsamt braucht, um curriculare Aus-
bildung machen zu können. Ich weiß nicht, ob Sie genau wissen, wie die Qualifikation „Facharzt 
für öffentliches Gesundheitswesen“ überhaupt aussieht. Man muss zunächst einmal sechs Jahre 
Medizin studieren, dann muss man mehrere Jahre klinische Medizin machen – also Innere Me-
dizin, Chirurgie, Gynäkologie etc. –, dann braucht man ein halbes Jahr im Bereich Psychiatrie 
und schließlich mehrere Jahre im öffentlichen Gesundheitsdienst. Diese können in verschiedenen 
Einrichtungen zugebracht werden, ein Großteil muss aber im Gesundheitsamt stattfinden. Und 
schließlich muss man noch nach Düsseldorf in die Akademie für öffentliches Gesundheitswesen. 
Hier beträgt die Dauer zwar nur ein halbes Jahr, aber numerisch wird es ein ganzes Jahr, die 
Qualifikation lässt sich nicht schneller erlangen. 

Wenn Sie z. B. Internist oder Chirurg werden wollen, dann können Sie an ein Krankenhaus ge-
hen, Sie fangen direkt nach dem Studium an, Ihre Ausbildung zu absolvieren, und nach fünf Jah-
ren legen Sie Ihre Facharztprüfung ab. Dabei haben Sie immer in demselben Haus gearbeitet. 
Der Anwärter bzw. die Anwärterin für den „Facharzt für öffentliches Gesundheitswesen“ besucht 
vier verschiedene Ausbildungsstätten, und diese müssen alle voll weiterbildungsberechtigt sein. 
Das ist das große Problem. Deshalb haben wir auch so wenige Absolventen, die diese Qualifika-
tionen überhaupt erlangen. 

Wir haben 2013 in Frankfurt in Zusammenarbeit mit der Uni begonnen, Medizinstudenten in ihrem 
letzten Ausbildungsjahr ihres Studiums – im Praktischen Jahr, das in drei Tertiale unterteilt ist – 
auszubilden. Wir können also ein Tertial, vier Monate, tatsächlich im öffentlichen Gesundheits-
wesen unterrichten. Die erste PJ-Studentin hat damals alles Curriculare bei uns machen können. 
Sie wurde von uns in den Bereich Innere Medizin der Uniklinik geschickt, sie wurde von uns in 
den Bereich Psychiatrie und auch an die Akademie für öffentliches Gesundheitswesen geschickt. 
Sie hat im Robert Koch-Institut gearbeitet. Alles ist von uns aus finanziert worden. 

Also: Was braucht ein Gesundheitsamt? – Ein Gesundheitsamt braucht die Unterstützung, dass 
es beispielsweise eine curriculare Stelle schaffen kann, auf der junge Kolleginnen und Kollegen 
diese fünf Jahre ihrer Ausbildung absolvieren können. Dies zahlt sich aus. Wir haben viel mehr 
Anfragen, als wir Personen ausbilden können. Wenn man dies in mehreren Gesundheitsämtern 



20. WAHLPERIODE 
 

Heuer/Schütze 36 SIA 20/83 – 03.11.2022 

anbieten könnte – hier erhoffe ich mir eine große Unterstützung von einem Landesgesundheits-
amt –, dann wäre das Problem, zumindest mal für Hessen, relativ schnell beseitigt. 

Eine kleine Nebenbemerkung in Richtung Hessischer Städtetag: Sie haben den Kaufmännischen 
Direktor als Beispiel genannt. Ich habe Ihnen ja gesagt, ich habe zwei Jahre stellvertretend das 
Amt geleitet. Das hätte kein Verwaltungsmensch gemacht. Der Kaufmännische Direktor ist nicht 
Stellvertreter des ärztlichen Direktors. Die sind gleichberechtigt. Das ist etwas ganz anderes. 
Deshalb geht das in diesem Fall nicht. 

(Zuruf: Aber gleichberechtigt sind sie nicht.) 

– Nein. 

 

Vorsitzender: Mir liegen nun noch zwei zusätzliche Wortmeldungen vor. 

 

Abg. Christiane Böhm: Vielen Dank, dass Sie noch einmal den Aspekt „Kaufmännischer Direk-
tor“ genannt haben; dies war mir schon fast wieder in Vergessenheit geraten. Die Krankenhäuser 
bewegen sich sehr in Richtung Renditeorientierung. Dies ist beim öffentlichen Gesundheitsdienst 
nicht der Fall; das ist ein öffentlicher Dienst. Meiner Meinung nach ist das nicht vergleichbar. 
Deshalb stellt sich schon die Frage, ob man wirklich sagen kann: Die Verwaltung bzw. kaufmän-
nische Kenntnisse sind das Entscheidende. 

Eine andere Aussage hat mich aber dazu veranlasst, noch einmal nachzufragen. Die curriculare 
Stelle wurde mehrfach erwähnt, und es ging auch um die Frage der Gesundheitsberichterstattung 
nach Kassenlage. Mehrere Anzuhörende haben gesagt, sie wollen das Tarifproblem nicht in die-
ses Haus tragen. Aber das Problem liegt natürlich u. a. auch hier. Natürlich gibt es Tarifverträge, 
aber diese entwickeln sich nur dadurch, dass die Tarifpartner, die die Tariflöhne zahlen müssen, 
auch über die entsprechenden finanziellen Mittel verfügen, um diese Tariflöhne überhaupt zahlen 
zu können. Warum muss man denn immer nur die Frage überlegen, ob man auf Verwaltungsleute 
wechselt? Man könnte doch auch in einer anderen tariflichen Struktur arbeiten. Hier ist meine 
Frage: Woran liegt es denn, dass diese tarifliche Struktur so ist, wie sie ist? Die Tarifpartner 
könnten sich ja unter Umständen einigen, wenn die Rahmenbedingungen anders wären. Das 
würde mich interessieren. Oder hängt es an Dingen, die mir nicht bekannt sind? Natürlich kenne 
ich den Tarifvertrag und seine Begrenzungen – insbesondere nach oben. 

Noch eine kleine Frage an die Liga: Mir liegt leider Ihre schriftliche Stellungnahme nicht vor. Wenn 
es eine gibt, würde ich diese gerne noch erhalten.  
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Abg. Kathrin Anders: Vielen Dank für die Antworten aus der ersten Runde. Auch ich würde mich 
über die schriftliche Stellungnahme der Liga freuen. Dann können wir alles im Nachhinein nach-
lesen. 

Meinen expliziten Dank richte ich an Herrn Gottschalk. Sie haben vorhin dargestellt, wie umfang-
reich die Weiterbildung ist, und was es vor Ort bräuchte. Sie haben die Hoffnung geäußert, dass 
das Landesgesundheitsamt dabei eine Stütze sein kann. Wenn ich es richtig verstanden habe, 
ist es bei Weitem nicht genug, wenn es eine oder zwei Stellen in Frankfurt gibt. Eine entspre-
chende Weiterbildung brauchen wir vielmehr flächendeckend im ganzen Land. Meine Frage: In-
wieweit kann die Stiftungsprofessur in Frankfurt dabei eine Stütze sein? 

Wer oder was könnte denn die Weiterbildung grundlegend verändern? Wenn es in den vergan-
genen 20 Jahren immer weniger Absolventen gab und im vergangenen Jahr nur noch eine einzige 
Person die Qualifikation „Facharzt ÖGD“ erlangt hat, dann kann man daraus schließen, dass das 
System nicht funktioniert. Man muss also überlegen, wie es besser werden könnte. Aus meiner 
Sicht ist die Anstellung im ÖGD sehr wohl eine Antwort auf die gegenwärtigen Herausforderungen 
im Gesundheitswesen und auf veränderte Arbeitsweisen in der Medizin – vor allem bei den neuen 
Ärztinnen. Von daher wäre dies aus meiner Sicht durchaus eine Chance, mehr Personal zu ge-
winnen. 

Herr Gottschalk, Sie waren zu Beginn der Pandemie ja noch Leiter des Gesundheitsamtes in 
Frankfurt. Sie mussten einen internationalen Flughafen betreuen. Die Herausforderungen für 
Frankfurt waren ja massiv. Was wäre der Vorteil – auch für ein großes Gesundheitsamt in Frank-
furt –, wenn es eine zentrale Stelle im Land Hessen in Form eines Landesgesundheitsamtes 
gäbe? 

 

Abg. Dr. Daniela Sommer: Auch ich möchte eine Frage an Herrn Prof. Gottschalk stellen. Sie 
haben in Bezug auf die Weiterbildung die Akademie für öffentliches Gesundheitswesen in Düs-
seldorf genannt. Habe ich Sie richtig verstanden, dass die von Ihnen angesprochene curriculare 
Stelle eine zusätzliche Stelle sein sollte – sozusagen on top? Wenn man die Weiterbildung macht, 
fehlt man natürlich dem Gesundheitsamt vor Ort. Das ist natürlich ein Problem, welches man 
berücksichtigen muss. 

Eine weitere Frage, die Sie mir aber auch gerne im Nachgang bilateral beantworten können: 
Wenn ich es richtig in Erinnerung habe, beträgt die Weiterbildungszeit nach der Muster-Weiter-
bildungsverordnung 60 Monate. Soll dies so bleiben, oder gäbe es Potenzial, dies zu ändern? – 
Ich sehe schon Kopfschütteln. Alles klar. Es gibt also kein Potenzial, dies zu ändern. 

 

Vorsitzender: Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Da die Kollegin Böhm gesagt hat, dass 
ihre Frage derjenige beantworten soll, der sich angesprochen fühlt, kann ich keine präzise Zu-
schreibung vornehmen. Deshalb gehe ich einfach alle Institutionen der Reihe nach noch einmal 
durch.  
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Dr. Oliver Franz: Die Frage ist leicht zu beantworten. Es gilt der Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst oder das Hessische Besoldungsgesetz mit der entsprechenden Stellenobergrenzenver-
ordnung. Alle Ärzte sind im höheren Dienst angestellt. Die Praxis sieht wie folgt aus: Ärzte, ohne 
Fachärzte zu sein, werden nach Entgeltgruppe E14 bezahlt, Fachärzte nach Entgeltgruppe E15. 
Und die Leitung wird übertariflich bezahlt. Dies ist mittlerweile in vielen Gebietskörperschaften 
der Fall. In der Landeshauptstadt Wiesbaden ist die Leiterin des Gesundheitsamtes außerhalb 
der hauptamtlichen Magistratsmitglieder die bestverdienende Mitarbeiterin der Stadt mit einem – 
ich will dies nicht weiter spezifizieren – deutlich übertariflichen Gehalt. Dies wird auch in Zukunft 
so sein, und ich weiß, dass andere Kommunen dies auch so handhaben. Ist diejenige oder der-
jenige Beamter oder Beamtin, bekommt der Leiter des Amtes bei uns A16, in Frankfurt B3. Soviel 
zu den Vergütungsfragen. Natürlich werden diese auch immer diskutiert. Es gibt auch Diskussio-
nen über Verbesserungen. Es wurden auch schon Maßnahmen eingeleitet oder zumindest ver-
abredet. Ich weiß aber nicht, ob dies alles mit Geld zu lösen ist, oder ob es nicht auch andere 
Anforderungen gibt. 

 

Dr. Jürgen Krahn: Das hört sich sehr gut an. Ich freue mich, Frau Hirsekorn, dass Sie am besten 
verdienen in Wiesbaden. Das finde ich super. 

(Dr. Oliver Franz: Nein, nicht sie! Frau Hirsekorn war nicht gemeint!) 

Ich möchte es noch ein bisschen einfacher beantworten. Die Veränderung fand damals statt, als 
der BAT abgeschafft wurde. Davor war das Ganze überhaupt kein Problem. Seitdem werden die 
Ärzte im Gesundheitsamt nach TVöD bezahlt. Und die Ärzte in der Klinik, die früher den gleichen 
Tarif bekommen haben, bekommen jetzt TV-Ärzte. Ab diesem Zeitpunkt hat sich die Bezahlung 
vollkommen auseinander bewegt. 

Ich habe diverse Bewerbungsgespräche mit Fachärzten geführt, u. a. suchen wir seit sechs Jah-
ren einen Psychiater. Vielleicht erinnert sich der eine oder andere von Ihnen an die Anhörung 
zum Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz. Die Reaktionen im Bewerbungsgespräch sind immer gut, 
wenn ich sage: eigenes Büro, eigene Sekretärin, großes Team, nette Arbeitszeiten. Wenn Sie 
Überstunden machen, können Sie diese irgendwann abbauen. Wenn ich dann allerdings zu dem 
Punkt komme, an dem ich dem Bewerber sage, dass er im Monat etwas mehr als 1.000 Euro 
brutto weniger verdient, ist die Diskussion meistens beendet. 

Die Argumentation der Arbeitgeberseite ist: Wenn die Bezahlung der Ärzte im TVöD VKA ange-
hoben würde, kämen die anderen akademischen Berufsgruppen ebenfalls mit entsprechenden 
Forderungen. Meine Theorie ist: Wenn die Vergütung aller Ärzte im ÖGD – das sind etwas weni-
ger als 4.000 Personen – angehoben würde, wäre die Summe im Hinblick auf den gesamten 
Bund so lächerlich gering, dass dies noch nicht mal eine Meldung in der Tagesschau wert wäre. 
Dagegen verschwinden die 4 Milliarden Euro, die wir für den Pakt ÖGD bekommen haben. Sehr 
wahrscheinlich würde es sich um einen zweistelligen Millionenbetrag handeln. Insofern ist das 
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Ganze eigentlich lächerlich; es geht hier nur um das Prinzip, dass die Ärzte Verwaltungsmitarbei-
ter sind und als solche betrachtet werden. Ich fühle mich nach wie vor als Arzt. Das ist das Kern-
problem. 

Grundsätzlich haben wir die jungen Leute „an der Angel“ – vielleicht nicht im Vogelsbergkreis, 
aber auf jeden Fall in Darmstadt. Dort gibt es drei Hochschulen. Das Problem ist aber: Wir müs-
sen den Leuten etwas bieten. Dabei geht es nicht alleine um Geld, das ist völlig klar, überhaupt 
keine Frage. Meine Fantasie ist aber, dass ein Mitarbeiter, der in der Kreisklinik arbeitet, jeder-
zeit – wenn er mal Gutachten lernen will – drei Jahre ins Gesundheitsamt gehen kann, uns ken-
nenlernt und dabei das gleiche Gehalt bekommt – ohne Dienstpauschalen, darüber rede ich nicht. 
Und wenn ein Mitarbeiter im Gesundheitsamt noch mal in der Gynäkologie, in der Kinderheil-
kunde, in der Urologie arbeiten möchte, weil er noch praktische Zeit braucht, kann er genauso in 
die Kreisklinik gehen und bekommt dort genau das gleiche Gehalt, weil dies den Ärzten meiner 
Meinung nach auch zusteht. Die Ärzte in den Kreiskliniken und im Gesundheitsamt werden keine 
Millionäre. Das kann ich Ihnen versichern. Und ich bin in Darmstadt auch nicht der Bestverdie-
nende. 

 

Dr. Nikolas Sapoutzis: Ich habe nicht viel hinzuzufügen, vielleicht nur, dass man auch im Blick 
behalten sollte, dass viele neue Kolleginnen und Kollegen in flexiblen Arbeitszeitmodellen mit 
entsprechenden Teilzeitverträgen arbeiten. Das führt dazu, dass das Gehalt dann im Vergleich 
zu den Krankenhäusern noch geringer wird, was unsere Attraktivität natürlich extrem beeinträch-
tigt. 

 

Dr. Henrik Reygers: Zu meiner Funktion möchte ich sagen, dass ich Tarifbeauftragter des Mar-
burger Bundes ÖGD bin. Ich könnte über dieses Thema einen einstündigen Vortrag halten. Nach 
dem klassischen TVöD – das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen – bekommt der 
Assistenzarzt EG14, der Facharzt EG15 Stufe 5, der Sachgebietsleiter mit mehreren Ärzten unter 
sich EG15 Stufe 6, der stellvertretende Amtsleiter EG15 Stufe 6 und der Amtsleiter EG15 Stufe 6. 
Das ist der TVöD. Natürlich wird dann vor Ort mit dem Landrat oder dem EKB gehandelt. Das 
geht teilweise zu wie auf einem orientalischen Basar, mit Kündigungsdrohungen oder der Dro-
hung, dass man sich woanders bewirbt und deshalb ein Zeugnis haben will. Dies ist stimmungs-
mäßig alles sehr schlecht. 

Im alten BAT gab es die Stufe 1; das war dann analog zu A16 bei den Beamten. Das gibt es 
leider nicht mehr. Es gibt den Tarif VK Ärzte, also für Krankenhäuser. Da beträgt das Delta zu 
einem Leiter eines Gesundheitsamtes, zu einem leitenden Oberarzt – ich sehe mich nicht als 
Chefarzt, sondern als leitender Oberarzt, da der Chef ja der RP in Darmstadt ist – 26.000 €. 
Natürlich wird das weniger, wenn man dann vor Ort handelt wie die Kesselflicker. Mein Vorschlag 
war schon immer, dass die Ärzte des ÖGD tarifrechtlich an die Kreiskrankenhäuser angebunden 
werden. Dann ist diese Diskussion vom Tisch. Wir haben viele Teilzeitbeschäftigte, weil die Arbeit 
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von der Strukturierung her natürlich familienfreundlicher ist. Das sehe ich in meinem kinderärztli-
chen Dienst. 

Der ehemalige Leiter des Verbandes kommunaler Arbeitgeber Bund hat bei einer Sitzung, an der 
auch ich teilgenommen habe, gesagt, wir seien doch nur Verwaltungsmediziner. Mir lag auf der 
Zunge: Wenn Sie jetzt einen Herzinfarkt haben, lasse ich Sie liegen, bis Sie kalt sind. Dann 
schreibe ich als Verwaltungsmediziner nur noch den Leichenschauschein. Mehr kann ich ja 
nicht. – Dies spiegelt sich natürlich auch in dem Interesse der Bewerber wider. Kollege Krahn hat 
das Beispiel des Psychiaters genannt, ich habe dies mit einem Kinder- und Jugendpsychiater 
erlebt. Die Bewerber sagen: Es ist ja alles ganz schön bei euch, aber ich habe Kinder, ich habe 
ein Haus, meine Kinder wollen studieren etc. Dann gibt es einen feuchten Händedruck, und das 
war es. 

 

Sonja Driebold: Sie fragten nach unserer schriftlichen Stellungnahme. Meine Teilnahme erfolgte 
relativ kurzfristig, deshalb haben Sie die Stellungnahme wahrscheinlich noch nicht in den Unter-
lagen. Diese wird Ihnen aber sicherlich nachgereicht. 

Als Leiterin der Abteilung Gesundheit, Alter, Pflege der Diakonie Hessen muss ich sagen, dass 
ich über die heutige Diskussion etwas überrascht bin. Es geht um ein Landesamt für Gesundheit 
und Pflege, und wir reden seit über einer Stunde über die Qualifikation von Ärztinnen und Ärzten. 
Dies verstärkt noch einmal mehr den in unserer Stellungnahme geäußerten Wunsch, dass der 
Bereich Pflege in dieses Landesamt wirklich mit einbezogen werden muss. 

Wenn es so weitergeht und das Landesamt – das hatte ich im Vorfeld noch gar nicht so verstan-
den – auch von Ärztinnen und Ärzten geleitet werden soll, dann bitte ich doch noch einmal ganz 
genau zu prüfen, was die Aufgaben dieses Landesamtes für Gesundheit und Pflege sein sollen. 
Ich sehe die Pflege aktuell hier nicht vertreten. 

Ich bitte Sie darum, wirklich über den Stellenwert der Pflege in diesem Landesamt nachzudenken. 
Dafür stehen wir als Liga der Freien Wohlfahrtspflege selbstverständlich zur Verfügung, auch alle 
anderen Leistungserbringer. Wenn es so aufgestellt wird, dann habe ich große Sorge. Die Ver-
sorgung im Rahmen der Pflege, in der Gesundheit – natürlich auch die medizinische Versorgung, 
aber eben auch die pflegerische Versorgung und die Versorgung von Menschen mit Hilfe- und 
Unterstützungsbedarf – ist auch Aufgabe dieses Landesamtes. 

 

Manuel Maier: Es war die Frage gestellt worden, wie man die Weiterbildung verbessern kann. 
Ich darf Sie zunächst einmal darauf hinweisen, dass wir eine nagelneue Weiterbildungsordnung 
haben. Sie datiert aus dem Jahre 2020, und sie enthält alle neuen Erkenntnisse, die wir haben, 
was die Umstellung auf kompetenzbasierte Weiterbildung anbelangt und was letztlich auch die 
Inhalte der Weiterbildung anbelangt. Noch ein Wort zur Akademie: Wenn ich mich recht erinnere, 
gibt es einen Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen und den anderen Ländern. Das heißt, 
das Land Hessen finanziert diese Akademie für den ÖGD in Düsseldorf. Wir alle tun das. Und wir 
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tun dies aus gutem Grund, weil es wichtig ist. Das sollten wir auch weiterhin hochhalten, und wir 
sollten dem treu bleiben. 

Was den ÖGD in der Landesärztekammer anbelangt: Herr Reygers nimmt selbstverständlich an 
unserer Delegiertenversammlung teil; wir haben 80 Delegierte. Das heißt, die Belange des ÖGD 
werden dort jederzeit gehört. Mit dem BVÖGD haben wir einen Jour-fixe. Auch dort tun wir alles, 
um die Weiterbildung ständig anzupassen und auch Weiterbildung in Teilzeit anzubieten. Wir 
gucken, wie die moderne Arbeitswelt aussieht. Was machen Eltern mit kleinen Kindern? Wie 
können sie in die Weiterbildung gebracht und letztlich zum Facharzt werden? All das läuft bei 
uns. All das machen wir. Die Rahmenbedingungen sollten Sie in der Tat im Blick haben. Wenn 
man sich um die Rahmenbedingungen kümmert – dazu gehört nicht nur das Finanzielle –, dann 
kann das den notwendigen kleinen Anschub bedeuten. 

Ansonsten haben Sie nach meiner Auffassung in der letzten Zeit viel getan, um den Blick auf den 
ÖGD zu richten. Der „Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst“ war ganz wichtig. Auch die 
Wertschätzung im Rahmen der Pandemie war sensationell. Erstmalig haben wir es als Kammer 
so wahrgenommen, dass die Öffentlichkeit den ÖGD in den Blick nimmt und ihn auch wertschätzt. 
Aber es darf natürlich nicht so sein wie bei der Pflege mit dem Klatschen. Es muss hinterher 
natürlich auch etwas passieren. Sie haben jetzt die Möglichkeit, an dieser Stelle die Qualität nicht 
zu schleifen, sondern sie zu erhalten. Dies wäre unsere Bitte. 

 

Prof. René Gottschalk: Mir wurden drei Fragen gestellt. Die erste Frage ist ganz einfach zu 
beantworten. Die curriculare Stelle ist zusätzlich, also on top. Die kleineren Gesundheitsämter 
können dies überhaupt nicht leisten. Frankfurt ist da sicher eine Ausnahme. Das muss eine Stelle 
sein, die finanziert wird und den Gesundheitsämtern an die Hand gegeben wird. Über diese müs-
sen Sie dann entsprechend verfügen können.  

Die Stiftungsprofessur wird nicht zur Weiterbildung dieser jungen Kolleginnen und Kollegen bei-
tragen. Das ist eine Professur, die öffentliche Gesundheitsforschung betreiben und mit den Ge-
sundheitsämtern zusammenarbeiten wird. Es wäre schön, wenn man – beispielsweise wie in der 
Chirurgie – eine Professur mit entsprechenden Weiterbildungsstellen hätte. Nach meiner Kennt-
nis – ich bin nicht sehr tief in diesem Thema – ist bei dieser Stiftungsprofessur zunächst aber 
nicht vorgesehen, dass Kolleginnen und Kollegen nach dem Studium dort auch ihre Weiterbildung 
machen können. Der Weg geht also eigentlich über die von mir geforderten zusätzlichen Ausbil-
dungsstellen am Gesundheitsamt. 

Zur letzten Frage – Stichwort: „Flughafen Frankfurt“ –: Ja, das war ein großes Problem. Das ist 
natürlich schon eine Aufgabe gewesen. Dies wird das Landesgesundheitsamt so nicht leisten 
können – einfach deswegen, weil die Bedingungen am Flughafen ganz anders sind. Man braucht 
am Flughafen besondere Kenntnisse. Man braucht eine entsprechende Sicherheitsüberprüfung, 
sodass man dort arbeiten kann. Man muss z. B. Facharzt für öffentliches Gesundheitswesen sein, 
weil man gegebenenfalls seuchenhygienisch eingreift. Man wird hoheitlich tätig. Man kann Ma-
schinen an die Kette legen und sagen, sie stehen unter Quarantäne. Man kann einen ganzen 
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Terminal sperren. Dies kann natürlich ein Landesgesundheitsamt nicht machen. Es ist aber viel 
Zusammenarbeit notwendig – beim Thema Flughafen und auch in anderen Bereichen. Wir sind 
als Kompetenzzentrum für hochpathogene Krankheitserreger für drei Bundesländer – für Hessen, 
das Saarland und Rheinland-Pfalz – zuständig. Das muss natürlich über die Bundes-, Landes- 
und auch Europagrenzen hinweg weitergetragen werden. Das wäre dann nach meinem Dafür-
halten eine Aufgabe des Landesgesundheitsamtes. 

 

Vorsitzender: Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen seitens der Abgeordneten. Dann kom-
men wir zum Abschluss der Anhörung. Ich frage der guten Ordnung halber: Gibt es möglicher-
weise Anzuhörende, die anwesend sind und noch nicht gehört wurden? – Dies ist offensichtlich 
nicht der Fall. Ich darf mich ganz herzlich bei Ihnen sowohl für Ihre schriftlichen als auch Ihre 
mündlichen Stellungnahmen bedanken. Ich wünsche Ihnen noch einen schönen Tag. 

 

 
 
 
 
 
Beschluss: 
SIA 20/83 – 03.11.2022 
 
Der Sozial– und Integrationspolitischer Ausschuss hat zu dem Gesetzent-
wurf eine öffentliche mündliche Anhörung durchgeführt. 
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